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1 Einleitung

Durch die stetig wachsende Altersgruppe der Senioren wird in Deutsch-

land das Verkehrsgeschehen langfristig verändert. Folglich sollte der al-

ternden Generation in Zukunft eine besondere Aufmerksamkeit im Stra-

ßenverkehr gebühren. Die individuelle Mobilität genießt vor allem bei älte-

ren Menschen einen hohen Stellenwert. Aus der Sicht der älteren Ver-

kehrsteilnehmer bietet das Auto die flexibelste und bequemste Möglich-

keit, den Wunsch nach Mobilität zu erfüllen und aktiv am Leben teilzu-

nehmen. Einerseits sollte die Mobilität der Älteren durch das eigene Auto 

so lange wie möglich erhalten bleiben, andererseits darf ihre Verkehrsteil-

nahme keine Gefährdung darstellen. Die erworbene Fahrerlaubnis zur

Teilnahme am motorisierten Straßenverkehr beinhaltet in Deutschland 

keine Altersgrenze und bietet demnach auch älteren Menschen die Mög-

lichkeit, ein Leben lang aktiv von der Fahrerlaubnis Gebrauch zu machen.

Sind ältere Verkehrsteilnehmer durch ihre jahrelange Erfahrung sichere 

Kraftfahrzeuglenker oder bilden sie eine Risikogruppe, weil sie den Anfor-

derungen des Straßenverkehrs nicht mehr gewachsen sind? Es stellt sich 

die Frage, ob die Fahrerlaubnis in Zukunft befristet werden sollte und in-

wiefern ärztliche Untersuchungen ab einem bestimmten Alter aus ver-

kehrsmedizinischer Sicht gerechtfertig wären. Vor diesem Hintergrund be-

fasst sich die Diplomarbeit mit der Bevölkerungsentwicklung in Deutsch-

land und den damit verbundenen Auswirkungen auf den Straßenverkehr, 

mit den Konsequenzen der Fahrerlaubnis auf Lebenszeit, sowie den Stär-

ken und Schwächen der Altersgruppe über 65 Jahre.

Ältere Verkehrsteilnehmer bzw. Senioren werden in der Arbeit auf die Al-

tersgruppe der 65-jährigen und älter festgelegt. Innerhalb der Diplomarbeit 

werden die Begriffe Führerschein und Fahrerlaubnis nicht unterschieden, 

da die Einführung von Führerscheinen mit begrenzter Gültigkeitsdauer 

auch die Einführung von fahrerlaubnisbezogenen ärztlichen Untersuchun-

gen nach sich ziehen würde. Umgangssprachlich wird häufig die Bedeu-

tung des Führerscheins mit dem Sinn der Fahrerlaubnis verwechselt. Eine 
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genaue Differenzierung der Begriffe erfolgt in der Arbeit. Aus dem Ergeb-

nis der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statisti-

schen Bundesamtes ergeben sich, durch Annahmen zur Geburtenhäufig-

keit, Lebenserwartung und Wanderungssaldo, zwölf verschiedene Varian-

ten, die zu sechs Varianten zusammengefasst wurden. Unter der Annah-

me einer fast konstanten Geburtenhäufigkeit, eines leichten Anstiegs der 

Lebenserwartung und eines Wanderungssaldos von 100.000 Personen, 

bezieht sich die Diplomarbeit auf die Variante 1-W1 („mittlere“ Bevölke-

rungsentwicklung, Untergrenze).

2 Bevölkerungsentwicklung in Deutschland

In Deutschland leben derzeit ca. 82 Millionen Menschen; davon sind 20% 

über 65 Jahre und 19% jünger als 20 Jahre.1 Der Anteil der Hochbetagten 

(über 80 Jahre) beträgt zurzeit knapp 4% der Gesamtbevölkerung.2 Aus-

gehend von der Bevölkerungsvorausberechnung Variante 1-W1 wird

2050, statistisch gesehen, die Hälfte der Bevölkerung älter als 48 Jahre 

und ein Drittel älter als 64 Jahre sein.3 Ändert sich die demografische Ent-

wicklung nicht grundlegend, könnte die Bevölkerung im Zeitraum von 2005 

bis 2050 um bis zu 17% zurückgehen.4

Die rückläufige Geburtenentwicklung in Deutschland ist eine der entschei-

denden Einflusskomponenten für den demografischen Alterungsprozess.5

Deutschland hatte in den letzten Jahren, durch die zurückgehenden Kin-

derzahlen je Frau, einen drastischen Geburtenrückgang zu verzeichnen. 

Eine durchschnittliche Kinderzahl von 2,3 je Frau hatte es in Deutschland 

zuletzt Anfang der 60er Jahre gegeben.6 Momentan liegt die Geburtenrate 

1 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 1, XIV.
2 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 11.
3 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 2, XV.
4 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 3, XVI (XXIII).
5 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Die Alten der Zukunft, 
S. 7.
6 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 4, XXIV.
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bei 1,34 Kindern pro Frau. Das anhaltende geringe Geburtenniveau wird 

die heutige jährliche Geburtenzahl von 730.000 auf etwa 560.000 im Jahr 

2050 senken. Um die Bevölkerungszahl einer modernen Gesellschaft 

langfristig konstant zu halten, müsste jede Frau durchschnittlich 2,1 Kinder 

zur Welt bringen. Selbst Frankreich und Irland, die mit 1,9 Kindern je Frau 

die höchste Geburtenrate in Europa haben, erreichen das bevölkerungs-

erhaltende Niveau nicht.7 Ein wesentlicher Grund für den relativ kontinuier-

lichen Geburtenrückgang in Deutschland ist der gesunkene wirtschaftliche 

Wert. In einem Wohlfahrtsstaat ist eine Absicherung im Alter oder im 

Krankheitsfall durch die Kinder nicht mehr von Bedeutung. Zudem sind 

viele junge Menschen durch den wirtschaftlichen und sozialen Wandel 

verunsichert, sodass die Familienplanung häufig aufgeschoben wird.8 Der

generelle soziale Wertewandel unserer Gesellschaft ist dadurch auch ein 

entscheidender Faktor. Selbstentfaltungswerte haben gegenüber den 

Pflicht- und Akzeptanzwerten eine immer größere Bedeutung. Heute be-

kommen Frauen ihr erstes Kind mit 29 Jahren. Anfang der 70er Jahre lag 

das Erstgebäralter bei 24,6 Jahren.9 Grundsätzlich führt eine späte Famili-

engründung nicht automatisch zu einer geringeren Geburtenzahl, könnte 

jedoch ein Indikator für kinderarme Familien sein.10

Ein weiterer Einflussfaktor für die Bevölkerungsentwicklung ist der Anstieg 

der Lebenserwartung. Ende des 19. Jahrhunderts betrug die durchschnitt-

liche Lebenserwartung bei der Geburt von Jungen 35,6 Jahre und von 

Mädchen 38,4 Jahre. Heute beträgt die durchschnittliche Lebenserwar-

tung bei neugeborenen Jungen 75,9 Jahre und bei Mädchen 81,5 Jahre.11

Diese Entwicklung ist unter anderem auf die dauernde Senkung der Säug-

lings- und Kindersterblichkeit zurückzuführen. Anfang der 70er Jahre star-

ben im ersten Lebensjahr rund 1,8% der neugeborenen Mädchen und 

2,3% der neugeborenen Jungen. Heute liegt die Säuglingssterblichkeit

7 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, S. 14.
8 Hoffmann-Kramer, S. 8 f.
9 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, S. 16.
10 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, S. 25.
11 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 3, XVI (XVII).
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unter 0,5%.12 Ein weiterer ausschlaggebender Grund für den kontinuier-

lichen Anstieg der Lebenserwartung ist auf die Fortschritte der Medizin, 

der Hygiene, der Ernährung sowie auf den generell gestiegenen 

Wohlstand zurückzuführen.13

Neben Geburten und Sterbefällen sind die Wanderungsprozesse über die 

Grenzen des Landes eine Komponente des demografischen Wandels. Für 

die Veränderung der Bevölkerung ist der Wanderungssaldo entscheidend. 

Der Wanderungssaldo entspricht der Differenz zwischen Zu- und Fortzü-

gen.14 Ende des 19. Jahrhunderts war Deutschland mit ca. 2,5 Millionen 

Personen ein Auswanderungsland. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts waren 

es nur noch 940.000 Menschen. Erst Ende des 20. Jahrhunderts erreichte 

Deutschland, durch die Zuwanderung von Spätaussiedlern, eine der 

höchsten deutschen Nettozuwanderungen von 312.000 Menschen.15 Die 

künftige Wanderungsentwicklung wird deutlichen Schwankungen unterlie-

gen. Zwei Annahmen des künftigen Wanderungssaldos verhelfen zu einer 

Bevölkerungsvorausberechnung. In Zukunft ist ein langfristiger, jährlicher 

Wanderungsüberschuss von 100.000 bzw. 200.000 Personen zu erwar-

ten.16

Durch die gut prognostizierbare Bevölkerungsentwicklung werden im Jahr 

2050 in Deutschland höchstwahrscheinlich weniger Menschen leben.17

Sinken wird die Bevölkerung, je nach Variante, auf Werte zwischen 67 und 

81 Millionen Menschen. Betrachtet man die demografische Prognose, 

müsste man davon ausgehen, dass künftig das Verkehrsaufkommen (An-

zahl der Wege, die in einem Gebiet in einer bestimmten Zeit zurückgelegt 

werden) und die Verkehrsleistung (Anzahl der Wege je Verkehrsteilneh-

12 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, S. 22.
13 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 3, XVI (XVII).
14 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 3, XVI (XIX).
15 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Die Alten der Zukunft 
S. 16.
16 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 3, XVI (XXI).
17 Oeltze/Bracher, S. 65.
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mer in einem bestimmten Zeitraum) abnehmen und der Straßenverkehr 

entlastet wird. Der überproportional wachsende Anteil von Senioren an der 

deutschen Gesamtbevölkerung könnte, je nach eintretender Bevölke-

rungsvariante, das Verkehrsaufkommen bzw. die Verkehrsleistungen bis 

2050 dennoch ansteigen lassen und den Straßenverkehr zusätzlich vor 

neue Herausforderungen stellen.18 Der veränderte Altersaufbau könnte

nicht nur zu einem größeren Bevölkerungsanteil von älteren Menschen

führen, sondern auch zu mehr älteren Verkehrsteilnehmern, die aktiv am 

Straßenverkehr teilnehmen wollen.

3 Mobilität und Verkehr in Deutschland

Der Begriff Mobilität wird häufig im Sinne der physischen Beweglichkeit 

gebraucht und ist für die Lebensqualität und Unabhängigkeit von ent-

scheidender Bedeutung. Mobilität ist unerlässlich, um Entfernung zu 

überwinden, soziale Kontakte zu knüpfen und an Aktivitäten außerhalb der 

Wohnung teilzunehmen.19 Realisierbar wird die Mobilität des Einzelnen 

durch den Verkehr. Der Verkehr ist die Summe aller individuellen Fortbe-

wegungsmittel. Er umfasst die Beförderung von Menschen, Gütern und 

Nachrichten.20 Während der Personenverkehr dem Beruf, dem Tourismus 

und den Freizeitaktivitäten dient, ist der Güterverkehr eine der wichtigsten 

Grundlagen für den Transfer von Waren (vgl. Abbildung 1).21 In bestimm-

ten räumlichen und zeitlichen Abgrenzungen wird der Verkehr anhand des 

Verkehrsaufkommens und der Verkehrsleistung zu einer messbaren Grö-

ße.22 Jedermann ist gleichermaßen zum Verkehr auf „öffentlichen Stra-

ßen“ zugelassen (vgl. § 1 FeV). Die Verkehrsfreiheit bezieht sich auf die 

18 Oeltze/Bracher, S. 99.
19 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Erhaltung von Mobilität 
im Alter, S. 11.
20 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Erhaltung von Mobilität 
im Alter, S. 18 ff.
21 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 5, XXV (XXVI).
22 Schönharting zitiert in Schlag, S. 13 f.
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Aufenthalts- und Bewegungsmöglichkeiten von Fußgängern, sowie auf 

das Fahren von Fahrzeugen im Verkehrsraum.

Abbildung 1

„Was gehört zum Verkehr?“

Quelle: Statistisches Bundesamt Deutschland: Verkehr in Deutschland 2006, S. 13.

Fortbewegungsmittel sind Fahrzeuge aller Art. Das beliebteste Hauptver-

kehrsmittel in Deutschland ist der Pkw, welcher täglich von 65% der Män-

ner und 57% der Frauen benutzt wird.23 Jeder Bürger legt heute im Schnitt 

jährlich über 11.000 km bzw. 30 km pro Tag zurück. 2004 war die Ver-

kehrsleistung des motorisierten Individualverkehrs mit 907 Milliarden Per-

sonenkilometer so hoch wie noch nie.24

3.1 Präventive Maßnahmen für Fahranfänger

Junge Fahrer im Alter von 18 – 24 Jahren stellen die Hauptrisikogruppe im 

Straßenverkehr dar. Trotz rückläufiger Verunglücktenzahlen hatten 2006 

23 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 6, XXVIII.
24 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 5, XXV (XXVII).
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34% aller Verunglückten das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet. Damit 

sich die abnehmenden Unfallzahlen der jungen Erwachsenen in den

nächsten Jahren weiter fortsetzen, wurden z.B. Modelle wie das „Begleite-

te Fahren ab 17“ und das „Alkoholverbot für Fahranfänger“ entwickelt.25

Für den Erwerb einer Fahrerlaubnis schreibt der Gesetzgeber (§ 10 Abs. 1 

FeV), je nach Führerscheinklasse, unterschiedliche Mindestalter vor. Um 

den Pkw-Führerschein der Klasse B und BE (Pkw mit Anhänger) erwerben 

zu können, muss das 18. Lebensjahr vollendet sein. Mit dem bundesweit 

einheitlichen Modellversuch „Begleitetes Fahren ab 17“ ermöglichte der 

Bundestag im Juni 2005 eine Ausnahme von dem Grundsatz (vgl. § 48a 

Abs. 1 FeV). Durch die Ermächtigung aus § 6e Abs. 2 StVG entscheiden 

die Landesregierungen selbständig über die Einführung des Modellver-

suchs.26 Zum 01. Januar 2008 führte Baden-Württemberg als letztes Bun-

desland die Maßnahme zur Senkung des Unfallrisikos ein. Fahranfänger 

sollen durch die Phase des Begleiteten Fahrens die Möglichkeit erhalten, 

unter Aufsicht einer Begleitperson zusätzliche Fahrpraxis zu erlangen. Die 

Fahrerlaubnis des Minderjährigen ist mit der Auflage zu versehen, dass 

nur von ihr Gebrauch gemacht werden darf, wenn der Jugendliche von der

namentlich in der Prüfbescheinigung genannten Person während des Füh-

rens des Kraftfahrzeuges begleitet wird (vgl. § 48a Abs. 2 und 3 FeV). Die 

begleitende Person muss gemäß § 48a Abs. 5 FeV das 30. Lebensjahr 

vollendet haben, mindestens seit 5 Jahren im Besitz einer gültigen Fahrer-

laubnis der Klasse B sein und darf im Verkehrszentralregister, bei Ertei-

lung der Prüfbescheinigung, nicht mit mehr als 3 Punkten belastet sein.27

Das begleitete Fahren ist ursprünglich ein Modellprojekt des Landes Nie-

dersachsens, das seit 2004 eingeführt und untersucht wurde. Die Unfall-

zahlen und Verkehrsverstöße reduzierten sich bei Teilnehmern, die mehr 

als 6 Monate mit einer Begleitung gefahren sind, auf 57% bzw. auf 23%.28

25 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 7, XXIX (XXX).
26 Burmann/Gebhardt/Gebhardt, S. 25.
27 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 548.
28 Heilbronner Stimme, Anlage 8, XXXII.
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In Schweden wird seit 10 Jahren das begleitete Fahren ab 17 erfolgreich 

praktiziert. Die jungen Erwachsenen begehen durchschnittlich 46% weni-

ger Unfälle.29

Mangelnde Erfahrung im Straßenverkehr in Verbindung mit Alkohol stellt 

eine Hauptunfallursache bei Fahranfängern dar. Um alkoholbedingten Un-

fällen in Zukunft vorzubeugen, hat am 25. Mai 2007 der Bundestag ein 

absolutes Alkoholverbot für Fahranfänger beschlossen, welches am 

01. August 2007 in Kraft trat.30 Die sog. „Null-Promille-Grenze“ gilt gemäß 

§ 24c StVG für Fahranfänger, die noch in der regelmäßigen zweijährigen 

Probezeit sind oder für junge Fahrer, die das 21. Lebensjahr noch nicht 

vollendet haben. Erfahrungen zeigen, dass sich die Fahrzeugbeherr-

schung der jungen Erwachsenen nach Ablauf der Probezeit deutlich ver-

bessert, sodass sich Anfängerrisiko und alkoholhaltige Getränke nicht 

mehr gegenseitig verstärken.31

3.2 Ältere Straßenverkehrsteilnehmer

Unabhängig von der kontinuierlich alternden Bevölkerungsstruktur (vgl. 2) 

wird es in Zukunft eine generelle Zunahme des Mobilitätsbedarfes von 

älteren Menschen geben. Der Wandel des Mobilitätsverhaltens Älterer ist 

auf die veränderten Leitbilder, Bedürfnisse und Lebensgewohnheiten un-

serer Gesellschaft zurückzuführen.32 Die „jungen Alten“ von heute sind im 

Schnitt gesünder und leistungsfähiger. Sie gehen regelmäßig shoppen, 

machen Sport, sind reise- und konsumfreudig, tauschen Zärtlichkeiten aus 

und haben Sex.33 Älterwerden ist demnach nicht mehr zwangsläufig 

gleichbedeutend mit Krankheit, Beeinträchtigung, Isolation und Ausge-

schlossensein. 

29 Deutsche Verkehrswacht, Anlage 9, XXXIII.
30 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Anlage 10, XXXIV.
31 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher, Nr. 2 April/Mai, S. 4.
32 Kroj zitiert in Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Mobilität 
und gesellschaftliche Partizipation im Alter, S. 31.
33 Deutsche Verkehrswacht, Anlage 11, XXXV.
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3.2.1 Alte sind nicht immer alt

Grundsätzlich entspricht die Zahl der bisher gelebten Jahre dem biogra-

phischen Alter eines Menschen. Das Geburtsdatum allein gibt trotz allem

wenig Auskunft über die Leistungsfähigkeit einer Person. Das sog. kalen-

darische Alter ist vielmehr ein Maßstab für den biologischen Zustand des 

Körpers, der einem bestimmten Alter ungefähr entspricht.34 Die Bevölke-

rungswissenschaft zählt pensionierte Menschen mit der Vollendung ihres 

65. Lebensjahres zu „den Alten“, obwohl durch die bloße Pensionierung 

keine Beurteilung über die individuellen Fähigkeiten getroffen werden 

kann.35 Die Verkehrspsychologie versteht unter „den Alten“ die Menschen 

ab einem Alter von 70 Jahren.36 Entsprechend einer Definition der WHO 

ist jeder Mensch über 60 Jahre ein älterer Mensch.37 Das Alter ist dem-

nach ein relativer Begriff und kann nicht verallgemeinert werden. Training, 

Genetik und Umwelt haben einen Einfluss auf die individuellen Altersun-

terschiede bei Menschen.38 Manche jungen Menschen sind in ihren

Leistungsfähigkeiten verhältnismäßig „alt“ und einige Ältere sind in ihren

körperlichen, geistigen und psychischen Kräften „jung“ geblieben. Der bio-

logisch bedingte Alterungsprozess verursacht in der Regel dennoch, mit 

zunehmendem Alter, körperliche und geistige Einbußen, die sich negativ 

auf die Bewältigung des Straßenverkehrs auswirken können.39

3.2.2 Die Pkw-Nutzer von morgen

Gegenwärtig erwerben junge Personen ab 18 Jahren vergleichsweise 

schnell die Fahrerlaubnis. Der Anteil der Menschen mit Führerschein ist 

mit dem 25. Lebensjahr am höchsten und bleibt bis zu einem Alter von 45 

Jahren relativ konstant. Mit zunehmendem Alter nimmt der Führerschein-

besitz ab. Personen der älteren Generationen, die den Rückgang der Füh-

34 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 124.
35 Cohen zitiert in Schlag, S. 242 f.
36 Emsbach zitiert in Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßen-
verkehr, S. 136.
37 Lerncke, S. 442.
38 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 10.
39 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 124.
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rerscheininhaber verursachen, haben in ihrer Jugend keine Fahrerlaubnis 

erworben und holen dies mit steigendem Alter nur selten nach.40 In den 

nächsten Jahrzehnten werden die Männer und Frauen der motorisierten 

Altersklassen in die Gruppe der Senioren hineinwachsen und aktiv von 

ihrer Fahrerlaubnis Gebrauch machen. Der zunehmende Führerscheinbe-

sitz älterer Menschen ist in erster Linie auf die erhebliche Zunahme der 

weiblichen Führerscheininhaber zurückzuführen.41 Der Führerscheinbesitz 

der 60- bis 64-jährigen Frauen hat sich bereits in den letzten 30 Jahren 

von 11% auf 75% erhöht. Zum Vergleich, bei Männern stieg der Führer-

scheinbesitz von 67% auf 93%.42 In den nächsten 10 bis 15 Jahren wer-

den sich voraussichtlich die Fahrerlaubnisinhaber über 70 Jahren verdop-

peln.43 Tendenziell bewirkt die steigende Ausstattung mit Führerscheinen 

eine Zunahme des Pkw-Bestandes, des Verkehrsaufkommens und der 

Verkehrsleistung.

Der Pkw-Bestand lag 2005 bei 46,1 Millionen. Das sind 12% mehr als vor 

10 Jahren.44 1999 gab es ca. 42 Millionen zugelassene Pkw’s, von denen 

8 Millionen (ca. 21%) auf die über 60-jährigen entfielen.45 Heute ist jeder 

zweite Neuwagenhalter mindestens 50 Jahre alt und jeder elfte Neuwa-

genkäufer über 70.46 Die meisten Autobesitzer über 65 Jahre sind männ-

lich. Bedingt durch die steigende Zahl der weiblichen Führerscheininha-

ber, wird sich voraussichtlich auch die Zahl der weiblichen Autobesitzer 

bis 2020 um das vierfache erhöhen.47

40 Oeltze/Bracher, S. 49.
41 Oeltze/Bracher, S. 94.
42 Limbourg/Reiter zitieren in Schlag, S. 211 f.
43 Seeger, S. 12.
44 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 5, XXV (XXVII).
45 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 14.
46 Heilbronner Stimme, Anlage 12, XXXVI.
47 Diehr zitiert in Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Mobilität 
und gesellschaftliche Partizipation im Alter, S. 272 f.
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4 Altersbedingte Entziehung der Fahrerlaubnis

Eine Fahrerlaubnisentziehung im Verwaltungsrecht kann aufgrund des 

„Punktessystems“ (§ 4 StVG), der „Fahrerlaubnis auf Probe“ (§ 2a StVG), 

dem „Begleitenden Fahren ab 17 Jahren“ (§ 6e Abs. 4 StVG), der „Fahrer-

laubnis zur Fahrgastbeförderung“ (§ 48 Abs. 4 FeV) und des § 3 StVG 

i.V.m. § 46 Abs. 1 FeV entzogen werden. Eine altersbedingte Entziehung 

der Fahrerlaubnis wegen mangelnder Eignung würde gemäß § 3 StVG 

i.V.m. § 46 Abs. 1 FeV erfolgen.

Beim Landratsamt Heilbronn sind in einem Jahr schätzungsweise 15 bis 

20% aller Eignungsüberprüfungen wegen Verdachts auf altersbedingter 

Fahruntauglichkeit. Rund 65 Senioren mussten sich im Jahr 2006 wegen 

aufgetretenen Bedenken bezüglich der Fahreignung einer Eignungsüber-

prüfung unterziehen. In 50% der Fälle endete das Verfahren wegen feh-

lender Fahrtauglichkeit mit einem freiwilligen Verzicht oder Entzug der 

Fahrerlaubnis.48 Die Stadt Heilbronn muss jährlich 40 bis 50 älteren Men-

schen die Fahrerlaubnis entziehen, weil sie die körperlichen und geistigen 

Anforderungen des motorisierten Straßenverkehrs nicht mehr erfüllen.49

4.1 Anwendungsbereich, Rechtsnatur, Schutzzweck, Zuständigkeit

Gemäß § 3 StVG i.V.m. § 46 Abs. 1 FeV ist die Fahrerlaubnis zu entzie-

hen, wenn sich jemand als nicht geeignet50 oder nicht befähigt51 zum Füh-

ren von Kraftfahrzeugen erweist. Ist die Ungeeignetheit im Einzelfall nach-

gewiesen, muss verwaltungsrechtlich die Fahrerlaubnis entzogen werden.

Die Entziehung der Fahrerlaubnis liegt bei mangelnder Eignung bzw. Be-

fähigung nicht im Ermessen der Verwaltungsbehörde („hat…zu entzie-

hen“). Die Rechtsnatur der Fahrerlaubnisentziehung ist ein gebundener 

belastender gestaltender Verwaltungsakt.52 § 3 StVG bezieht sich auf die 

48 Landratsamt Heilbronn (E-Mail), Anlage 13, XXXVII.
49 Heilbronner Stimme, Anlage 14, XXXVIII.
50 Legaldefinition Geeignetheit: § 2 Abs. 4 StVG.
51 Legaldefinition Befähigung: § 2 Abs. 5 StVG.
52 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 34.
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Sicherung des Straßenverkehrs und dient dem Schutz der Allgemeinheit.53

Die Zuständigkeit zur Entziehung der Fahrerlaubnis obliegt den Fahrer-

laubnisbehörden (§ 3 StVG). Soweit gemäß § 73 FeV die obersten Lan-

desbehörden oder die höheren Verwaltungsbehörden nicht zuständig sind, 

sind die unteren Verwaltungsbehörden oder die Behörden, denen durch 

Landesrecht die Aufgaben der unteren Verwaltungsbehörden zugewiesen 

wurden, sachlich zuständig. Nach § 73 Abs. 2 FeV sind die Fahrerlaubnis-

behörden örtlich zuständig, in der der Antragssteller oder der Betroffene 

seine Hauptwohnung hat.

4.2 Wer nicht auffällt, bleibt unbehelligt

Kein Straßenverkehrsteilnehmer ist verpflichtet, Bedenken an seiner 

Fahreignung der Behörde zu melden und seinen Führerschein ab-

zugeben. Kraftfahrer haben eine besondere Sorgfaltspflicht eigen-

verantwortlich ihre Verkehrstüchtigkeit zu überprüfen (vgl. § 2 Abs. 1 FeV), 

so lange sie nicht mit entsprechendem Fehlverhalten bei der Fahrerlaub-

nisbehörde aufgefallen sind. Würden durch die Selbstüberprüfung Zweifel 

an der Geeignetheit zum Führen eines Kfz entstehen, müsste selbststän-

dig ein Arzt befragt werden.54 Allerdings ist fraglich, wie die Verpflichtung 

zur kritischen Selbstbeobachtung der Fahrtüchtigkeit tatsächlich erfolgt. 

Zum einen fällt es besonders schwer, sich selbst einzugestehen, dass die 

Teilnahme am Straßenverkehr zum Beispiel durch das Alter, Krankheit 

oder Medikamenteneinnahme nicht mehr möglich sein könnte. Zum ande-

ren verläuft eine altersbedingte Leistungsverschlechterung meist so 

schleichend, dass die Leistungsschwächen nur schlecht selbst wahrge-

nommen werden können. Werden der Fahrerlaubnisbehörde allerdings 

Tatsachen bekannt, die Bedenken an der Eignung zum Führen von Kraft-

fahrzeugen begründen, kann die Fahrerlaubnisbehörde, zur Klärung der 

Eignungszweifel und Vorbereitung ihrer Entscheidung, die Beibringung 

eines ärztlichen bzw. medizinisch-psychologischen Gutachtens verlangen 

53 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 41.
54 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 118.
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(§ 11 Abs. 2 FeV).55 Erforderlich sind konkrete Tatsachen, welche die Be-

denken der fehlenden Eignung begründen. Eine Anordnung zur Untersu-

chung, die ohne hinreichende Gründe erlassen wurde, ist rechtswidrig.56

Allein das hohe Alter darf kein Anlass sein, die Fahrtüchtigkeit des älteren 

Führerscheininhabers anzuzweifeln.57 Eignungszweifel entstehen übli-

cherweise durch die Verwicklung in einen Unfall oder durch auffälliges 

Verkehrsverhalten. In solchen Fällen schreitet i.d.R der Polizeivollzugs-

dienst ein und gibt im Anschluss daran der zuständigen Fahrerlaubnisbe-

hörde Meldung über den Vorfall.58 Hinweise von Verwandten, Nachbarn 

oder Unbekannten, die die Fahrtauglichkeit eines älteren Verkehrsteil-

nehmers anzweifeln, rechtfertigen, ohne weitere Ermittlungen durch die 

Fahrerlaubnisbehörde, keine Gutachtenanforderung. Sie geben lediglich 

Anlass zur weiteren Ermittlung.59 Letztendlich ist die Kenntniserlangung 

solcher konkreten Tatsachen problematisch. Präventive Maßnahmen sind 

kaum möglich. Die Fahrerlaubnisbehörde erlangt meist erst nach Verursa-

chung eines Verkehrsunfalls Kenntnis über die mangelnde Eignung von 

älteren Verkehrsteilnehmern.

4.3 Voraussetzungen der Fahrerlaubnisentziehung

Grundsätzlich ist die Fahrerlaubnis zu entziehen, wenn sich der Fahrer-

laubnisinhaber als nicht geeignet oder nicht befähigt zum Führen von 

Kraftfahrzeugen erweist. Die Fahrerlaubnisbehörde hat bei der Frage der 

Kraftfahrereignung eine Abwägung zwischen den öffentlichen Interessen 

an der Gewährleistung der Straßenverkehrssicherheit und den privaten 

Interessen des Betroffenen an der Aufrechterhaltung der Mobilität durch 

den Besitz der Fahrerlaubnis zu treffen.60 Die Fahrerlaubnisbehörde hat 

ihre Entscheidung nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu fällen, 

wenn sie mehrere Maßnahmen zur Verfügung hat, um eine Gefährdung 

55 Burmann/Gebhardt/Gebhardt, S. 41.
56 OVG Koblenz, NJW 2002, S. 2581; Hentschel/König/Dauer, § 11 FeV, Rn 9.
57 VGH Baden-Württemberg, NJW 1991, S. 315; Schmidt/Alheit/Wächter, S. 31.
58 Spoerer, S 89.
59 Hentschel/König/Dauer, § 11 FeV, Rn 9.
60 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 34.
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des Straßenverkehrs zu beseitigen bzw. zu verhindern.61 Erweist sich z.B. 

der Betroffene als bedingt geeignet, dann muss die Fahrerlaubnis mit ei-

ner Auflage oder Beschränkung versehen werden, wenn dadurch der be-

stehende Eignungsmangel ausgeglichen werden kann (vgl. § 46 Abs. 2 

FeV).62 Den Anlagen 4, 5 und 6 zu §§ 11, 13 und 14 FeV sind entspre-

chende Auflagen oder Beschränkungen zu den dort aufgeführten Erkran-

kungen oder Mängel zu entnehmen.63 Auflagen beziehen sich auf die An-

forderungen des Fahrerlaubnisinhabers. Nach § 75 Nr. 9 FeV liegt bei ei-

nem Verstoß eine Ordnungswidrigkeit, aber kein Fahren ohne Fahrerlaub-

nis vor. Beschränkungen sind fahrzeugbezogen und führen bei Nichtbe-

achtung gemäß § 21 StVG zum Fahren ohne Fahrerlaubnis (vgl. § 23 

Abs. 2 FeV).64

4.3.1 Mangelnde Eignung zum Führen von Kraftfahrzeugen

Nach § 2 Abs. 4 StVG umfasst die Eignung zum Führen eines Kraftfahr-

zeuges sowohl die körperliche und geistige Fahrtüchtigkeit als auch die 

charakterliche Zuverlässigkeit.65 § 46 Abs. 1 FeV präzisiert den Eignungs-

begriff aus § 2 StVG. Der Inhaber einer Fahrerlaubnis ist insbesondere 

dann ungeeignet zum Führen eines Kraftfahrzeuges, wenn Erkrankungen 

oder Mängel nach den Anlagen 4, 5 oder 6 zur FeV vorliegen. Ungeeignet 

zum Führen eines Kraftfahrzeuges ist demnach, wer die notwendigen kör-

perlichen und geistigen Anforderungen nicht erfüllt oder wiederholt gegen 

verkehrsrechtliche Vorschriften oder gegen Strafgesetze verstoßen hat.66

Bei körperlichen und geistigen Schwächen muss zwischen dauernden und 

vorübergehenden Mängeln unterschieden werden. Vorübergehende Män-

gel führen nicht zur Ungeeignetheit, sie verbieten lediglich für kurze Zeit 

das Führen eines Kraftfahrzeuges.67

61 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 46.
62 Hentschel/König/Dauer, § 46 FeV, Rn 3, § 2 StVG, Rn 18
63 Ferner, § 54, Rn 73.
64 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 71.
65 Hentschel/König/Dauer, § 2 StVG, Rn 7; Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, 
S. 31
66 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 49.
67 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 51.
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Körperliche Mängel führen zur Ungeeignetheit, wenn die Fähigkeit ein 

Fahrzeug sicher zu führen beeinträchtigt wird.68 Die Anlagen 4, 5 und 6 

der FeV regeln unter anderem, bei welchen körperlichen Mängeln die Eig-

nung ganz oder teilweise ausgeschlossen ist. Die in der Anlage 4 zur FeV 

aufgeführten Krankheiten und Mängel sind nicht abschließend.69 Die An-

lage 4 zu §§ 11, 13 und 14 FeV schlüsselt häufiger vorkommende körper-

liche Erkrankungen und Mängel auf, die nicht nur vorübergehend die 

Kraftfahrereignung beeinträchtigen. Der Anlage ist zu entnehmen, ob bei 

dem Mangel von einer Eignung oder einer bedingten Eignung auszugehen 

ist und wie die Fahrerlaubnis bei bedingter Eignung mit Auflagen oder Be-

schränkungen zu versehen ist (vgl. Anlage 4 zu §§ 11, 13 und 14 FeV).70

Die Bewertungen der Krankheitsbilder aus der Anlage 4 gelten für den 

Regelfall. Kompensationen, z.B. durch eine besondere sicherheits- und 

verantwortungsbewusste Grundeinstellung, sind möglich und müssen im 

Zweifel für den Einzelfall durch ein medizinisch-psychologisches Gutach-

ten von einer Begutachtungsstelle für Fahreignung festgestellt werden.71

Mangelndes Sehvermögen (vgl. Anlage 6 zur FeV), Schwerhörigkeit und 

Gehörlosigkeit, Bewegungsbehinderungen, Herz- und Gefäßkrankheiten, 

Zuckerkrankheiten, Krankheiten des Nervensystems, psychische Störun-

gen, Alkoholerkrankungen, Erkrankungen, die im Zusammenhang mit Be-

täubungsmitteln und andere psychoaktiv wirkenden Stoffen und Arzneimit-

teln stehen, Nierenerkrankungen und weitere verschiedene Krankheiten 

werden von der Anlage 4 erfasst. Häufigere Krankheiten im Alter, die 

Hauptursache für die Einschränkung der Fahreignung sind, sind z.B. De-

menz-Erkrankungen, Augenerkrankungen mit nachlassendem Sehvermö-

gen, Folgen von Schlaganfällen und Kreislauferkrankungen.72 Die Fahrer-

laubnisbehörde hat die Fahrerlaubnis zu entziehen, wenn einer der ge-

68 Hentschel/König/Dauer, § 2 StVG, Rn 8.
69 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 53.
70 Ferner, § 54, Rn 60.
71 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 55.
72 Seeger, S. 14.
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setzlichen Regelfälle anzunehmen ist. In allen anderen Fällen muss die 

Ungeeignetheit positiv festgestellt werden.73

Geistige Mängel und psychische Störungen (Nr. 7 der Anlage 4 zur FeV) 

können zur Ungeeignetheit führen. Unter psychischen Störungen werden 

alle geistig-seelischen Störungen verstanden.74 Von dem Begriff werden,

neben den geistigen Erkrankungen, daher z.B. auch Nervenleiden, krank-

hafte Übererregbarkeit, psychopathische Veranlagung und Schwachsinn 

erfasst. Der Begriff der geistigen Mängel ist weit auszulegen. Ein Inhaber 

der Fahrerlaubnis ist bereits dann ungeeignet, wenn jederzeit mit einem 

plötzlichen Ausbruch der geistigen Erkrankung gerechnet werden kann.75

Der Begriff Charakterlich-sittlicher Mangel ist in der FeV und im StVG nicht 

ausdrücklich genannt, wird jedoch durch § 2 Abs. 4 Satz1 StVG und § 11 

Abs. 1 Satz 3 FeV umschrieben („…nicht erheblich oder nicht wiederholt 

gegen verkehrsrechtliche Vorschriften oder Strafgesetzes verstoßen 

hat.“).76 Die Eignung setzt an den Inhaber einer Fahrerlaubnis eine eini-

germaßen angepasste sittliche Reife voraus.77 Durch das nach außen er-

kennbare Verhalten des Betroffenen in der sozialen Umwelt, insbesondere 

in einem rechtlich oder sittlich zu missbilligenden Tun oder Unterlassen,

offenbaren sich in der Regel charakterliche Mängel.78 Nur erhebliche cha-

rakterliche Mängel können zur Ungeeignetheit eines Kraftfahrzeugfahrers

führen. Dazu gehören z.B. auch besonders starke emotionale Unausgegli-

chenheit, unbeherrschte impulsive und egozentrische Haltung ohne sozia-

le Angepasstheit oder mangelnde Persönlichkeitsreife, die sich in Verant-

wortungslosigkeit ausprägt. Schwere charakterliche Mängel zeigen sich 

vor allem in erheblichen oder wiederholten Verstößen gegen verkehrs-

73 Ferner, § 54, Rn 63.
74 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 121.
75 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 117; Hentschel/König/Dauer, § 2 StVG, Rn 11.
76 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 140.
77 Hentschel/König/Dauer, § 2 StVG, Rn 16.
78 BVerwG, BVerwGE 13, S. 288 ff. (289); Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 141.
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rechtliche Vorschriften oder Strafgesetze.79 Der Fahrerlaubnisinhaber gilt 

dann als ungeeignet, wenn sich die Annahme rechtfertigt, dass er erneut 

in schwerwiegender Weise gegen solche Vorschriften verstoßen wird. For-

schungsergebnisse belegen, dass Personen mit charakterlichen Schwä-

chen, durch schlechte Gewohnheiten, verfestigte Fehleinstellungen oder 

Leistungsmängel, eine besondere Gefahrenquelle für den Straßenverkehr 

darstellen.80

4.3.2 Mangelnde Befähigung zum Führen von Kraftfahrzeugen

Unterschieden wird zwischen Eignung und Befähigung, wobei die Befähi-

gung die Fähigkeiten und Kenntnisse betreffen, die bei Erlangung der 

Fahrerlaubnis durch die praktische und theoretische Fahrerlaubnisprüfung 

nachgewiesen wird (vgl. § 15 FeV).81 Im Straßenverkehr kann sich die 

mangelnde Befähigung z.B. durch Regelverstöße oder durch schlechte 

Fahrzeugbeherrschung offenbaren. Hat die Fahrerlaubnisbehörde auf-

grund konkreter Tatsachen (vgl. 4.2) Bedenken gegen die Befähigung,

kann sie nach § 46 Abs. 4 Satz 2 FeV, zur Vorbereitung der Entscheidung 

über die Entziehung, die Beibringung eines Gutachtens verlangen. Gemäß 

§ 3 Abs. 1 Satz 1 StVG i.V.m. § 46 Abs. 4 Satz 1 FeV ist die Entziehung 

der Fahrerlaubnis bei mangelnder Befähigung zwingend erforderlich. Zum 

Führen von Kraftfahrzeugen ist nur befähigt, wer ausreichende Kenntnisse 

der Verkehrsvorschriften hat, mit den Gefahren des Straßenverkehrs und 

den zu ihrer Abwehr erforderlichen Verhaltensweisen vertraut ist (Gefah-

renlehre) und über ausreichende Kenntnisse einer umweltbewussten und 

energiesparenden Fahrweise verfügt (vgl. § 2 Abs. 5 StVG).82

79 Hentschel/König/Dauer, § 2 StVG, Rn 12.
80 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 213.
81 Hentschel/König/Dauer, § 2 StVG, Rn 5.
82 Hentschel/König/Dauer, § 3 StVG, Rn 2.
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4.4 Aufklärungsmaßnahmen

Wegen der fehlenden medizinischen und psychologischen Sachkenntnis 

der Verwaltungsbehörden ist je nach Sachlage die Beibringung eines 

fachärztlichen, medizinisch-psychologischen oder technischen Gutachtens

erforderlich.83 Welche Gutachtenart notwendig ist, hängt von der Frage-

stellung zur Eignungsprognose ab. Gemäß § 11 Abs. 7 FeV wäre kein 

Gutachten einzuholen, wenn die Nichteignung durch erwiesene Tatsachen 

feststeht. Bloße Zweifel reichen aber nicht aus. Aus § 46 Abs. 3 FeV ste-

hen der Fahrerlaubnisbehörde Aufklärungsmaßnahmen aus §§ 11 bis 14 

FeV zur Verfügung, wenn konkrete Tatsachen (vgl. 4.2) Eignungsbeden-

ken des Fahrerlaubnisinhabers begründen.84 Die Anordnung zur Beibrin-

gung eines Gutachtens ist kein anfechtbarer Verwaltungsakt, sondern eine 

Maßnahme der Beweiserhebung (§ 26 Abs. 1 LVwVfG). Ob die erfolgte 

Anordnung durch die Fahrerlaubnisbehörde gerechtfertigt war, kann erst 

mit der Anfechtung der erfolgten Fahrerlaubnisentziehung durch das Ge-

richt festgestellt werden (§§ 68 bzw. 42 VwGO).85 Gemäß § 11 Abs. 6 FeV 

gibt die Fahrerlaubnisbehörde die Art der Begutachtung vor. Die konkrete 

Untersuchungsstelle kann der Betroffene selbst auswählen, soweit das 

Institut bzw. der Arzt die gesetzlichen Anforderungen erfüllt (§ 11 Abs. 2 

Satz 3 FeV i.V.m. § 65 FeV und § 11 Abs. 3 FeV i.V.m. § 66 FeV). Der 

Betroffene muss gemäß § 11 Abs. 6 Satz 3 FeV der Fahrerlaubnisbehörde 

lediglich mitteilen, welche Stelle er beauftragt hat. Auftraggeber der Eig-

nungsbegutachtung und damit auch Vertragspartner und Kostenschuldner 

ist der Betroffene, nicht die Behörde (§ 11 Abs. 6 Satz 5 FeV). Der Adres-

sat hat einen Anspruch auf Aushändigung des Gutachtens, es darf nur mit 

ausdrücklicher Zustimmung des Betroffenen direkt der Behörde übermittelt 

werden.86 Ist die Anordnung einer Gutachtenbeibringung zu Recht ergan-

gen und legt der Betroffene innerhalb der gesetzten Frist (§ 11 Abs. 6 

FeV) das (nachteilige) Gutachten nicht vor, kann die Fahrerlaubnisbehör-

83 Ferner, § 56, Rn 1.
84 Hentschel/König/Dauer, § 46 FeV, Rn 4.
85 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 1005.
86 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 28; Hentschel/König/Dauer, § 11 FeV, 
Rn 19, Rn 20.
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de negative Schlüsse ziehen, die Nichteignung feststellen und die Fahrer-

laubnis entziehen (vgl. § 11 Abs. 8 FeV).87

Zur Aufklärung von Eignungszweifeln stehen den Verwaltungsbehörden 

ärztliche Gutachten, medizinisch-psychologische Gutachten von aner-

kannten Begutachtungsstellen für Fahreignung oder Gutachten von Sach-

verständigen oder Prüfern für den Kraftfahrzeugverkehr zur Verfügung 

(vgl. § 11 Abs. 2 – 4 FeV). Unter Beachtung der Verhältnismäßigkeit sieht 

die FeV bei körperlichen und geistigen Eignungsbedenken zunächst eine 

ärztliche Begutachtung vor. Sind Tatsachen bekannt geworden, die solche 

Bedenken begründen, bestimmt die Behörde in einer Anordnung von wel-

chem der in § 11 Abs. 2 FeV aufgeführten Ärzte ein Gutachten erstellt 

werden soll. Führt das Gutachten nicht zu einer eindeutigen Klärung, kann 

sich gemäß § 11 Abs. 3 FeV eine medizinisch-psychologische Begutach-

tung anschließen.88 Nach § 11 Abs. 3 Nr. 4 FeV kann bei Bedenken gegen 

die charakterliche Eignung eine medizinisch-psychologische Untersu-

chung durch eine anerkannte Begutachtungsstelle für Fahreignung erfol-

gen. Nach Erstellung des Gutachtens muss die Fahrerlaubnisbehörde im 

Rahmen der Eignungsbeurteilung prüfen, ob es nach dem Untersu-

chungsumfang und den Untersuchungsgrundsätzen der Anlage 15 FeV 

durchgeführt wurde. Je nach Verstoß gegen die Vorgaben aus der Anlage 

15 FeV wird das Gutachten unbrauchbar, mit der Folge, dass die Eig-

nungszweifel gegen den Betroffenen nicht ausgeräumt werden können.89

Bestehen Zweifel hinsichtlich der praktischen Fahrbefähigung kann die 

Fahrerlaubnisbehörde gemäß § 46 Abs. 4 FeV die Beibringung eines Gut-

achtens verlangen. Der Fahrerlaubnisinhaber hat im Rahmen der Begut-

achtung eine theoretische Prüfung (vgl. § 16 FeV) abzulegen, wenn kon-

krete Tatsachen über mangelnde Kenntnisse der Verkehrsvorschriften 

oder der zur Abwehr der Gefahren des Straßenverkehrs erforderliche Ver-

haltensweisen bekannt wurden. Bestehen Zweifel an der Befähigung, ein 

87 Hentschel/König/Dauer, § 11 FeV, Rn 22.
88 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 32; Ferner, § 56, Rn 9.
89 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 36.
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Fahrzeug sicher zu führen, kann gemäß § 17 FeV eine Fahrprüfung ange-

ordnet werden.90 Die praktische Fahrprobe kann insbesondere bei älteren 

Kraftfahrern ein geeignetes Mittel zur Überprüfung der Befähigung sein.91

Gutachten bereiten lediglich die Entscheidung der Behörde vor. Die ab-

schließende Würdigung und Beurteilung über die Eignung bzw. Befähi-

gung verbleibt bei der Fahrerlaubnisbehörde. Ein Gutachten soll die recht-

liche Entscheidung der Verwaltungsbehörden begründen und aufzeigen,

welche Gefahren von Krankheiten, Leistungsmängeln oder anderen Sach-

verhalten ausgehen können.92

5 Führerscheine mit begrenzter Gültigkeitsdauer

Der Führerschein ist als öffentliche Urkunde das amtliche Dokument, das 

die Fahrerlaubnis zum Zeitpunkt der Erteilung bescheinigt.93 Der Führer-

scheinbesitz ist nicht die entscheidende Berechtigung um ein Kraftfahr-

zeug zu führen. Ausschlaggebend ist, Inhaber der Fahrerlaubnis zu sein. 

Der Führerschein dient lediglich als Nachweis für das Vorliegen einer 

Fahrerlaubnis. Er muss beim Führen eines Kraftfahrzeuges mitgeführt (§ 4 

Abs. 2 Satz 2 FeV) und zur Überprüfung herausgegeben werden. Ein Füh-

rerscheininhaber ist auch, wenn er die amtliche Bescheinigung verloren 

oder verpfändet hat, zum Führen eines Kraftfahrzeuges berechtigt, da er 

nach wie vor Inhaber der Fahrerlaubnis ist.94 Die Fahrerlaubnis ermächtigt 

zum Führen von bestimmten Kraftfahrzeugen auf öffentlichen Straßen.95

Erteilt wird die Fahrerlaubnis durch die Aushändigung des Führerscheins. 

Unterbleibt die Aushändigung trotz bestandener Fahrerlaubnisprüfung, ist 

90 Hentschel/König/Dauer, § 46 FeV, Rn 6.
91 VGH Baden-Württemberg, NJW 1991, S. 315; Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 260.
92 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 28; Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 
1009.
93 Schurig/Glowalla/Brauckmann, S.66.
94 Burmann/Gebhardt/Gebhardt, S. 75.
95 Spreng/Kimmerkamp, S. 246.
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der Bewerber nicht Inhaber der Fahrerlaubnis geworden.96 Die Erteilung 

der Fahrerlaubnis ist ein begünstigender Verwaltungsakt (§ 35 Abs. 1 

LVwVfG) und erfolgt durch die zuständige Fahrerlaubnisbehörde (vgl. 4.1). 

Sind alle erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, hat der Betroffene einen 

Rechtsanspruch auf Erlass eines Verwaltungsaktes zur Erteilung der 

Fahrerlaubnis. Grundsätzlich wird die deutsche Fahrerlaubnis ohne Befris-

tung, d.h. auf Lebenszeit erteilt (§ 23 Abs. 1 FeV). Im Interesse der Ver-

kehrssicherheit sind die Fahrerlaubnisklassen C1, C1E, C, CE, D1, D1E, 

D, DE und FzF von diesem Grundsatz ausgenommen. Diese Fahrberech-

tigungen werden erst nach bestandener Eignungsüberprüfung verlängert. 

Eine erneute Ausbildung oder Prüfung ist nicht notwendig. Als Nachweis 

genügt lediglich eine ärztliche Untersuchung über das Sehvermögen und 

den Gesundheitszustand.97

Die lebenslange Lizenz zum Fahren, die späte Kenntnis über mangelnde 

Fahrtauglichkeit (vgl. 4.2), die stetig steigende ältere Bevölkerungsgruppe

(vgl. 2), die zunehmende Zahl von älteren Führerscheininhabern 

(vgl. 3.2.2) und das wachsende Mobilitätsbedürfnis (vgl. 3.2) haben dazu 

geführt, dass ein immer größerer Anteil von älteren Personen aktiv am 

motorisierten Straßenverkehr teilnimmt.98 Es stellt sich nun die Frage, ob 

und wie durch obligatorische Untersuchungen der motorisierten Ver-

kehrsteilnahme im Alter Grenzen gesetzt werden können und sollen.

5.1 Handhabung in anderen EU-Ländern

In der europäischen Gemeinschaft ist die Richtlinie 91/439/EWG des Ra-

tes vom 29. Juli 1991 über den Führerschein der Kern des rechtlichen 

Rahmens für die Ausstellung von Führerscheinen (zweite Richtlinie).99 Die 

Mitgliedstaaten sind verpflichtet, den Inhalt einer Richtlinie effektiv umzu-

setzen. Anders wie bei einer unmittelbar wirkenden und in allen Teilen 

96 Schurig/Glowalla/Brauckmann, S.65 f.
97 Schurig/Glowalla/Brauckmann, S.65, 156 f; Burmann/Gebhardt/Gebhardt, S. 56.
98 Seeger, S12.
99 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft, C 77/7.
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verbindlichen Verordnung, wird der Richtlinieninhalt durch innerstaatlichen 

Rechtsakt in nationales Recht umgesetzt. Die Richtlinien belassen den 

Mitgliedstaaten daher bei der Umsetzung einen gewissen Gestaltungs-

spielraum.100

Die Gültigkeitsdauer von Führerscheinen und regelmäßigen medizini-

schen Überprüfungen der Fahreignung werden in den Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union bisher sehr unterschiedlich gehandhabt.101 Art. 1 

Abs. 3 der Richtlinie 91/439/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 über den 

Führerschein gestatten den Mitgliedstaaten, hinsichtlich der Gültigkeits-

dauer des Führerscheins und der ärztlichen Kontrolle, einzelstaatliche 

Rechtsvorschriften zu erlassen. Die zweite Richtlinie unterscheidet im An-

hang III Ziffer 1 die Führer von Fahrzeugen in zwei Gruppen. Die Gruppe 

1 umfasst die Fahrerlaubnisklassen A, B und BE, sowie die Unterklassen 

A1 und B1. Die Gruppe 2 enthält die Führer von Fahrzeugen der Klasse 

C, CE, D, DE und die Unterklassen C1, C1E, D1 und D1E. Fahrerlaubnis-

bewerber der Gruppe 1 müssen gemäß Anhang III Ziffer 3 der zweiten 

Richtlinie nur ärztlich untersucht werden, wenn im Verlauf des vorge-

schriebenen Verfahrens oder bei Prüfungen zur Erteilung einer Fahrer-

laubnis Zweifel an der Fahrtüchtigkeit entstehen. Regelungen, die zu ärzt-

lichen Untersuchungen nach Erteilung der Fahrerlaubnis für Fahrer der 

Gruppe 1 verpflichten, sind nicht verbindlich vorgeschrieben und obliegen

den einzelnen Mitgliedstaaten. Gemäß Anhang III Ziffer 4 müssen die 

Fahrerlaubnisinhaber der Gruppe 2 vor der erstmaligen Erteilung einer 

Fahrerlaubnis ärztlich untersucht werden. Entsprechend den innerstaatli-

chen Rechtsvorschriften müssen die Führer sich in der Folgezeit in be-

stimmten Zeitabständen ärztlichen Untersuchungen unterziehen. Die 

Richtlinie sieht jedoch keine genauen Zeitabstände vor, sodass sich 

100 Herdegen, § 9 Rn 35.
101 Biehl zitiert in Spoerer, S 33.
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innerhalb der Mitgliedstaaten unterschiedliche Intervalle von ärztlichen 

Untersuchungen ergeben (vgl. Anhang III der zweiten Richtlinie).102

Bestrebungen der Europäischen Union verdeutlichen den Wunsch nach 

regelmäßigen gesetzlichen Untersuchungen in allen Mitgliedstaaten.103

Mitgliedstaaten wie Deutschland, Belgien, Frankreich und Österreich be-

grenzen nach wie vor die Gültigkeitsdauer für Pkw- und Kraftradführer-

scheine (Gruppe 1) überhaupt nicht und haben auch keine innerstaatli-

chen Rechtsvorschriften, die zu regelmäßigen ärztlichen Untersuchungen 

ab einen bestimmten Alter verpflichten. Bei anderen Mitgliedstaaten der 

EU fällt die Gültigkeitsdauer des Führerscheins der Gruppe 1 oft mit einer 

vorgeschriebenen ärztlichen Kontrolle zusammen. Das bedeutet, dass 

sich der Fahrerlaubnisinhaber vor Verlängerung des abgelaufenen Füh-

rerscheins einer ärztlichen Untersuchung unterziehen muss (vgl. Abbil-

dung 2).104

Abbildung 2

„Überblick über einzelstaatliche Vorschriften für die Gültigkeit von Führer-

scheinen der Gruppe 1 und regelmäßigen ärztlichen Untersuchungen“

Mitgliedstaat Gültigkeit Führerschein Ärztliche Untersuchung

Dänemark
ab 70 Jahren: 5 Jahre gültig

ab 80 Jahren: 1 Jahr gültig

ab 70 Jahren: alle 5 Jahre

ab 80 Jahren: jedes Jahr

Griechenland ab 65 Jahren: 3 Jahre gültig ab 65 Jahren: alle 3 Jahre

Spanien

bis 45 Jahre: immer 10 Jahre 

ab 45 Jahren: 5 Jahre gültig

ab 70 Jahren: 2 Jahre gültig

bis 45 Jahre: alle 10 Jahre 

ab 45 Jahren: alle 5 Jahre 

ab 70 Jahren: alle 2 Jahre

Irland

ab 60 Jahren: 3 Jahre gültig

ab 70 Jahren: 1–3 Jahre gültig

(bestimmt durch ärztliche Un-
tersuchung)

ab 60 Jahren: alle 3 Jahre 

ab 70 Jahren: alle 1–3 Jahre

(bestimmt durch ärztliche Un-
tersuchung)

102 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft, C 77/7.
103 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher, Nr. 2 April/Mai, S. 8.
104 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft, C 77/7.
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Italien

bis 50 Jahre: immer 10 Jahre 

ab 50 Jahren: 5 Jahre gültig

ab 70 Jahren: 3 Jahre gültig

bis 50 Jahre: alle 10 Jahre 

ab 50 Jahren: alle 5 Jahre 

ab 70 Jahren: alle 3 Jahre 

Luxemburg

ab 50 Jahren: 10 Jahre gültig

ab 70 Jahren: 3 Jahre gültig

ab 80 Jahren: 1 Jahr gültig

ab 50 Jahren: alle 10 Jahre 

ab 70 Jahren: alle 3 Jahre 

ab 80 Jahren: jedes Jahr

Niederlande
ab 60 Jahren: 10 Jahre gültig

ab 70 Jahren: 5 Jahre gültig
ab 70 Jahren: alle 5 Jahre

Portugal
ab 65 Jahren: 5 Jahre gültig

ab 70 Jahren: 2 Jahre gültig

ab 65 Jahren: alle 5 Jahre 

ab 70 Jahren: alle 2 Jahre 

Finnland ab 70 Jahren: 5 Jahre gültig
mit 45, 60 und 70 Jahren

ab 70 Jahren: alle 5 Jahre

Schweden immer für 10 Jahre gültig mit 70 Jahren 

Schweiz ab 70 Jahren: 2 Jahre gültig ab 70 Jahren: alle 2 Jahre 

Vereinigtes 
Königreich

ab 70 Jahren: alle 3 Jahre ab 70 Jahren: alle 3 Jahre

Norwegen bis 100 Jahre gültig
Quelle: Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft, C 77/7 ff. (eigene Darstellung)

Für die Fahrerlaubnisinhaber der Gruppe 1 lassen sich bei den aufgeführ-

ten Mitgliedstaaten drei verschiedene Hauptansätze feststellen; in man-

chen wird nach erstmaligem Erhalt der Fahrerlaubnis keine obligatori-

schen ärztlichen Untersuchungen verlangt, in anderen müssen sich die 

Fahrerlaubnisinhaber ab einem bestimmten Alter regelmäßigen ärztlichen

Kontrollen unterziehen und in wieder anderen Mitgliedstaaten besteht die 

Pflicht, nach erstmaligem Erhalt der Fahrerlaubnis alle 5 oder 10 Jahre 

eine ärztliche Untersuchung zu machen.

5.2 Gründe, die gegen einen befristeten Führerschein sprechen

5.2.1 Einschränkung der allgemeinen Handlungsfreiheit

Gemäß Art. 2 Abs. 1 GG hat jeder das Recht auf freie Entfaltung seiner 

Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen 

die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. Art. 2 

Abs. 1 GG enthält zwei verschiedenen Grundrechte: zum einen die allge-

meine Handlungsfreiheit und zum anderen i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG das 
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allgemeine Persönlichkeitsrecht. Während das allgemeine Persönlichkeits-

recht die speziellen Freiheitsrechte ergänzt, gilt die allgemeine Handlungs-

freiheit als subsidiäres Freiheitsrecht nur, wenn kein spezielles Freiheits-

recht vor staatlichen Beeinträchtigungen schützt.105 Eine regelmäßige

Überprüfung der Fahrtauglichkeit ab einem bestimmten Alter könnte das

Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit einschränken. Ein speziel-

les Freiheitsrecht, welche die Überprüfung der Fahrtauglichkeit betrifft, 

existiert nicht, sodass bei solch einem belastenden Hoheitsakt die allge-

meine Handlungsfreiheit als Auffanggrundrecht Anwendung finden wür-

de.106 Grundrechtsträger des Art. 2 Abs. 1 GG ist jede lebende natürliche 

Person und über Art. 19 Abs. 3 GG auch jede (inländische) juristische 

Person des Privatrechts.107 Der Schutzbereich der allgemeinen Hand-

lungsfreiheit umfasst jede Form des menschlichen Handelns, ohne Rück-

sicht auf die Gewichtung der Betätigung für die Persönlichkeitsentfal-

tung.108 Art. 2 Abs. 1 GG gewährleistet weiterhin, dass ein Bürger nur auf-

grund von Vorschriften belastet werden darf, die formell und materiell ver-

fassungsgemäß sind. Wurde ein Gesetz entgegen den Gesetzgebungs-

vorschriften erlassen, kann unter Berufung des Art. 2 Abs. 1 GG Verfas-

sungsbeschwerde erhoben werden. Ein Eingriff durch den Staat liegt bei 

jedem staatlichen Handeln vor, das dem Einzelnen ein Verhalten, das in 

einen Schutzbereich eines Grundrechts fällt, ganz oder teilweise unmög-

lich macht.109 Durch die sehr weit gefasste Definition sind Eingriffe durch 

den Staat unendlich vielfältig. Eine Anordnung, die eine Überprüfung der 

Fahrtauglichkeit verlangt, wird demnach auch von dem Eingriffsbegriff er-

fasst. Wegen der Weite des Schutzbereichs erfordert Art. 2 Abs. 1 GG 

weitgehende Möglichkeiten der Einschränkbarkeit (sog. Schranken). Die 

verfassungsrechtliche Rechtfertigung von staatlichen Eingriffen unterliegt 

beim Art. 2 Abs. 1 GG der Schrankentrias der verfassungsmäßigen Ord-

nung, der Rechte Anderer und dem Sittengesetz. Die Klausel der verfas-

105 Ipsen, Rn 722.
106 BVerfG, NJW 2002, S. 2378 ff. (2378).
107 Jarass/Pieroth, S. 62.
108 BVerfG, NJW 1989, S. 2525; Jarass/Pieroth, S. 60.
109 BVerfG, NJW 1989, S. 2525; BVerfG, BVerfGE 6, S. 32 ff. (37).
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sungsmäßigen Ordnung stellt ein Gesetzesvorbehalt dar, zu der alle for-

mell und materiell verfassungsmäßigen Rechtsnormen gehören.110 Das 

bedeutet, dass jedes verfassungsmäßige Gesetz den Art. 2 Abs. 1 GG 

einschränken kann. Damit eine Überprüfung der Fahrtauglichkeit ab einem 

bestimmten Alter durch den Gesetzesvorbehalt möglich wäre, müsste ein 

formell und materiell verfassungsmäßiges Parlamentsgesetz erlassen 

werden. Würde für solch einen Grundrechtseingriff ein entsprechendes 

förmliches Gesetz vorliegen, wäre weiter zu prüfen, ob die Einschränkung 

des Grundrechts verhältnismäßig wäre (sog. Schranken-Schranken). Der 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wäre gewahrt, wenn ein Eingriff geeig-

net, erforderlich und nicht außer Verhältnis zu dem verfolgten Zweck 

steht.111 Die Gesundheitsüberprüfungen wären geeignet, wenn sie dazu 

dienen würden, die Verkehrssicherheit zu erhöhen. Die Maßnahme wäre 

erforderlich, wenn es für die Zielerreichung kein anderes geeignetes Mittel 

gäbe, das den Betroffenen weniger beeinträchtigt. Die sog. Zweck-Mittel-

Relation wäre gewahrt, wenn der Eingriff bei dem Betroffenen keinen er-

heblichen Nachteil herbeiführen würde, der zu dem beabsichtigten Zweck 

in keinem Verhältnis steht. Unter der Annahme, dass sich die Verkehrssi-

cherheit bei regelmäßigen Gesundheitstests Älterer erhöht, wäre die

Überprüfung der Fahrtauglichkeit, beispielsweise durch den Hausarzt des 

Vertrauens, eine erforderliche und angemessene Maßnahme. 

Eine Anordnung zur regelmäßigen Gesundheitsüberprüfung ab einem ge-

wissen Alter beeinträchtigt das Grundrecht der allgemeinen Handlungs-

freiheit. Die Einschränkung des Auffanggrundrechts wäre jedoch durch ein 

verfassungsmäßiges Gesetz, dass zum Eingriff ermächtigt, gerechtfertigt

und auch verhältnismäßig.

110 Jarass/Pieroth, S. 64.
111 Jarass/Pieroth, S. 65.
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5.2.2 Kompensation von Eignungsmängeln

Gemäß der Anlage 4 zu §§ 11, 13 und 14 FeV sind Kompensationen 

durch besondere menschliche Veranlagung, durch Gewöhnung, durch 

besondere Einstellung oder durch besondere Verhaltenssteuerungen und 

–umstellungen möglich. Kompensatorisches Verhalten erfahrener Ver-

kehrsteilnehmer wirkt in gewissem Maß den Alterserscheinungen entge-

gen.112 Unter Kompensation versteht man die Behebung bzw. den Aus-

gleich von altersbedingten Leistungsmängeln oder fahreignungsrelevanten

Defiziten durch andere Funktionssysteme. Neben Kompensationen durch 

technische und medizinisch-technische Maßnahmen, wie Umbau des 

Fahrzeuges oder den Einsatz von Prothesen, sind die Ausgleichsmöglich-

keiten durch physische Qualitäten von großer Bedeutung.113 Demnach 

wird das sichere Verhalten im Straßenverkehr nicht nur durch besondere 

kraftfahrspezifische Leistungsfähigkeiten bestimmt, sondern auch durch 

intellektuelle und persönlichkeitsbedingte Voraussetzungen.114 Ältere Ver-

kehrsteilnehmer haben gegenüber den jüngeren meist wichtige persön-

lichkeitsbedingte Stärken, wie z.B. emotionale Stabilität, Gelassenheit, 

Unbekümmertheit oder Selbstkontrolle, voraus.115 Zu Kompensationen vor 

Antritt einer Fahrt zählt nicht nur die Auswahl eines sicheren und auto-

matikbetriebenen Autos, sondern auch die Wahl von bekannten Fahrstre-

cken, angenehmen Zeiten mit geringem Verkehrsaufkommen und guten 

Wetterbedingungen. Während der Fahrt können Leistungseinbußen durch 

die Wahl einer defensiven Fahrweise, gute Anpassung der eigenen Ge-

schwindigkeit an den Verkehrsfluss, seltenes Überholen und hohe Kon-

zentration ausgeglichen werden.116 Durch Vermeidungsverhalten reduzie-

ren ältere Verkehrsteilnehmer Gefahren und gehen komplexen Situationen 

weitestgehend aus dem Weg.117 Um schwierige Lagen zu vermeiden und 

112 Cohen zitiert in Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßen-
verkehr, S. 133.
113 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 65.
114 Biehl zitiert in Spoerer, S 27.
115 Kaiser zitiert in Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßen-
verkehr, S. 142.
116 Biehl zitiert in Spoerer, S 27 f.; Küst, S. 54 ff.
117 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 55.
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tägliche Fahrten sinnvoll zu organisieren, wäre für ältere Menschen die 

Erstellung eines Fahrtenmanagements hilfreich.118 Das kompensatorische 

Verhalten ist bei der Beurteilung von festgestellten Eignungsmängeln von 

zentraler Bedeutung. Für die Verkehrssicherheit ist entscheidend, ob das 

altersbedingte Nachlassen von eignungsrelevanten Fähigkeiten kompen-

siert werden kann. Gleichen sich die beiden Faktoren aus, liegt die Fahr-

tauglichkeit zumindest bedingt vor.119

Für ein angemessenes Kompensationsverhalten sind neben der Ver-

kehrserfahrung vor allem Einstellungs- und Persönlichkeitsmerkmale und 

eine selbstkritische Haltung gegenüber den eigenen Schwächen Grund-

voraussetzung.120 Menschen im mittleren Alter sollten sich bereits mit dem 

Alter und Älterwerden befassen, um ihren Blick für die typischen altersbe-

dingten Probleme zu sensibilisieren. Einschränkungen der körperlichen 

und geistigen Leistungsfähigkeit müssen realistisch eingeschätzt werden 

können. Die selbstkritische Überprüfung der eigenen Defizite sollte zu 

einer zweckmäßigen Schlussfolgerung führen.121 Ältere Kraftfahrer neigen 

zur Selbstüberschätzung und sind nicht immer zur Selbstkritik bereit. 

Altersbedingte Defizite werden vor allem von Männern ungern eingestan-

den.122 Viele ältere Menschen halten sich für besonders tüchtig und erfah-

ren. Sie zählen sich häufig zu den sehr guten Autofahrern, sodass vor-

handene Defizite kaum bzw. gar nicht wahrgenommen werden. Die Fähig-

keit, Leistungseinbußen zu kompensieren, kann dadurch nur noch spärlich 

bzw. gar nicht eingesetzt werden. (vgl. Anlage 15, XXXIX).123 70 Jahre 

lang fuhr die Britin Sheila Thomson aus London unfallfrei, bis sie mit 105 

Jahren ihren ersten Unfall hatte. Sie scheint von ihrer Fahrtauglichkeit 

118 Bonk zitiert in Landesverkehrswacht Bayern/Landesverkehrswacht Rheinland-Pfalz, 
S. 49.
119 Cohen zitiert in Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßen-
verkehr, S. 133.
120 Rompe/Weinand zitieren in Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben 
im Straßenverkehr, S. 156 f.
121 Seeger, S. 13 f.
122 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 55 f, 
S. 138; Spoerer, S. 51 f.
123 Deutsche Verkehrswacht, Anlage 16, XL; Echo, Anlage 17, XLI.
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dennoch überzeugt zu sein. Die betagte Dame will weiterhin jeden Tag mit 

ihrem Auto fahren und ihre Unabhängigkeit genießen.124 Je positiver ältere 

Fahrzeuglenker ihre Fahrtüchtigkeit einschätzen als sie in Wirklichkeit ist, 

desto größer ist die Gefahr, dass sie das Autofahren unterschätzen und in 

einen Unfall verwickelt werden.125

5.2.3 Subjektive Bedeutung des Fahrens im Alter

Je nach persönlicher Einstellung und äußeren Umständen hat das Auto 

für ältere Menschen eine mehr oder weniger große Bedeutung.126 Gene-

rell wird es jedoch mit zunehmendem Alter immer wichtiger, die Teilnahme 

am motorisierten Verkehr so lange wie möglich zu erhalten. Das liegt nicht 

zuletzt daran, dass die Gruppe der 65-jährigen im Jahr 2010 schon ihr Le-

ben lang einen Pkw nutzen wird.127 Entsprechend den Mobiltitätswün-

schen und –bedürfnissen bietet der Pkw vor allem Älteren wegen fehlen-

den Alternativen die beste Nutzungsmöglichkeit.128 Oberflächlich betrach-

tet hat die motorisierte Unabhängigkeit sowohl für ältere, wie auch für jün-

gere Verkehrsteilnehmer die gleiche Bedeutung. Man geht einkaufen, 

macht Besorgungen, trifft sich mit Freunden und Bekannten, geht spazie-

ren, besucht Veranstaltungen oder unternimmt kleine Ausflüge.129 Darüber 

hinaus empfinden ältere Menschen die Bewegung außerhalb der Woh-

nung als menschliches Grundbedürfnis. Es stillt die sozialen Bedürfnisse 

und den Wunsch nach gesellschaftlicher Integration. Die Möglichkeit, sich 

frei fortzubewegen, wird als Ausdruck persönlicher Autonomie, Freiheit 

und Lebenskraft betrachtet. Außerdem dient es als Quelle neuer Eindrü-

124 Heilbronner Stimme, Anlage 18, XLII.
125 Bundesanstalt für Straßenwesen, S. 9.
126 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Erhaltung von Mobilität 
im Alter, S. 71.
127 Diehr zitiert in Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Mobilität 
und gesellschaftliche Partizipation im Alter, S. 275 f.
128 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Erhaltung von Mobilität 
im Alter, S. 72.
129 Mollenkopf zitiert in Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Stra-
ßenverkehr, S. 126.
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cke, Anregungen und Abwechslung.130 Die Pkw-Verfügbarkeit wirkt sich 

durch die unbegrenzten Möglichkeiten, sich unabhängig fortzubewegen,

positiv auf die allgemeine Zufriedenheit von Personen im höheren Alter 

aus.131

5.3 Gründe, die für einen befristeten Führerschein sprechen

5.3.1 Physische Veränderungen im Alter

Das Altwerden an sich ist keine Krankheit. Im Alter kommt es aber trotz-

dem regelmäßig zu natürlichen Leistungseinschränkungen.132 Bereits ab 

dem 30. Lebensjahr sinken die funktionellen Kapazitäten des Körpers.133

Aus medizinischer Sicht führt der Alterungsprozess im Allgemeinen zu 

körperlichen Einbußen und Veränderungen im Bereich des Sehens und 

Hörens, der Beweglichkeit, der Fitness und Gesundheit, sowie zu einer 

Verschlechterung der Reaktions-, Konzentrations- und Orientierungsfähig-

keit.134 Zu den verkehrsrelevanten Leistungseinbußen im Alter zählen De-

fizite im visuellen und auditiven Bereich, Einbußen im Bereich der Motorik, 

physiologische Veränderungen und Krankheiten, kognitive Veränderungen 

und Veränderungen bei Entscheidungsprozessen und Reaktionen.135 Un-

terziehen sich Fahrer verschiedener Altersgruppen medizinischer oder 

psychologischer Tests, die verkehrsrelevante Leistungseinschränkungen 

betreffen, dann zeigt sich bei Kraftfahrern im Alter von über 60 Jahren ein 

deutlich schlechteres Ergebnis gegenüber den 20- bis 30-jährigen Fah-

rern.136

Defizite im visuellen Bereich betreffen das Sehvermögen aus § 12 FeV. 

Mit den Augen werden rund 90% aller Sinneseindrücke aufgenommen. 

130 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Erhaltung von Mobilität 
im Alter, S. 68 f; Welp, Anlage 15, XXXIX.
131 Mollenkopf zitiert in Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Stra-
ßenverkehr, S. 127.
132 Schlanstein, S. 221.
133 Lerncke, S. 441.
134 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 125.
135 Spoerer, S. 46.
136 Biehl zitiert in Spoerer, S. 22.
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Gutes Sehen ist im Straßenverkehr die wichtigste Informationsquelle, um 

Verkehrssituationen wahrzunehmen, sie richtig zu erkennen und ange-

messen darauf zu reagieren. Eine angemessene Sehleistung erfordert 

sowohl bei guter Beleuchtung als auch bei Dämmerung Sehschärfe und 

die Wahrnehmung von Konturen und von Farbunterschieden.137 Die An-

forderungen an das Sehvermögen sind in der Anlage 6 zu den §§ 12, 48 

Abs. 4 und 5 FeV geregelt. Nach § 12 Abs. 2 FeV wird vor erstmaliger Er-

teilung der Fahrerlaubnis ein einziger obligatorischer Sehtest verlangt. Da 

Wiederholungsprüfungen nicht vorgeschrieben sind, merken viele Auto-

fahrer gar nicht, dass sie die Anforderungen an die gesetzliche Mindest-

sehschärfe mit oder ohne Brille nicht mehr erfüllen.138 Tendenziell ver-

schlechtert sich die Sehleistung mit zunehmendem Alter.139 Ältere Men-

schen mit Sehproblemen haben ein doppelt so hohes Unfallrisiko als gut 

sehende Autofahrer. Sie leiden häufiger an Augenkrankheiten wie z.B. 

dem grauen und grünen Star oder der altersbedingten Makuladegenerati-

on (AMD). Der graue Star ist eine Trübung der Linse und führt zu einem 

Verlust der Bildschärfe. Das Umfeld kann nur noch nebelig wahrgenom-

men werden. Kontraste und Farben verblassen und die Augen reagieren 

gegen Blendungen empfindlicher. Rund 15% der 65- bis 74-jährigen sind 

vom grauen Star betroffen.140 Der Grüne Star ist eine Abflussstörung des 

Kammerwassers mit krankhafter Erhöhung des Augeninnendrucks. Die 

Erkrankung kann durch den hohen Druck im Augapfel zur Erblindung füh-

ren.141 Die AMD ist eine Störung des zentralen Sehfeldes unter Beibehal-

tung der Sehfähigkeit des peripheren Sehfeldes und führt durch Abhebung 

der Netzhaut zu einer ganz allmählichen Sehverschlechterung. Die Wahr-

scheinlichkeit an der AMD zu erkranken, steigt mit zunehmendem Alter.142

Für Menschen über 50 Jahre ist diese Augenerkrankung die häufigste 

137 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 22 f.
138 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 89.
139 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 22 f.
140 Wedding/Pientka/Höffken/Strauß, S. 95.
141 Ewert, S. 30 f.
142 Ewert, S. 31 f.
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Ursache für schwere Sehbehinderungen und Erblindung.143 20% der 65-

bis 74-jährigen und 35% der 75- bis 84-jährigen sind von der AMD betrof-

fen.144 Neben den häufiger auftretenden Augenerkrankungen reduziert 

sich im höheren Alter allgemein das Sichtfeld. Bei einem 70-jährigen ver-

ringert sich das Gesichtsfeld von 170 auf 140 Grad. Ereignisse im seitli-

chen Bereich können durch das kleinere Wahrnehmungsfeld nicht mehr 

so gut registriert werden.145 Während die Blendempfindlichkeit bei älteren 

Menschen zunimmt, verschlechtert sich die Dämmerungsschärfe.146 Um 

bei Dunkelheit noch richtig sehen zu können, benötigt ein 60-jähriger acht-

mal soviel Licht wie ein 20-jähriger.147 Leidet ein älterer Verkehrsteilneh-

mer an schlechtem Dämmerungssehen, dann muss die Tauglichkeits-

grenze ermittelt werden, um feststellen zu können, ob die Fähigkeit, ein 

Fahrzeug sicher zu führen, noch gegeben ist.148 Die Blendempfindlichkeit 

ist bei einem 60-jährigen drei- bis viermal schlechter als bei einem 20-

jährigen. Die Hälfte aller über 70-jährigen wäre theoretisch aufgrund der 

Blendempfindlichkeit fahruntauglich.149 Die altersbedingten Veränderun-

gen am Auge finden nur schleichend statt, sodass viele ältere Menschen 

trotz schlechter Sehleistung aktiv am motorisierten Straßenverkehr teil-

nehmen. Die Elastizität der Linse lässt bereits ab dem 45. Lebensjahr 

spürbar nach.150 Bei 60-jährigen ist durch den natürlichen Alterungspro-

zess nur noch 75% und bei 80-jährigen nur noch 50% des Sehvermögens 

vorhanden.151 Bei der Frage nach der Fahrtauglichkeit des Einzelnen im 

visuellen Bereich dient der Fahrerlaubnisbehörde ein augenärztliches 

Gutachten als Entscheidungshilfe.152

143 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 30.
144 Wedding/Pientka/Höffken/Strauß, S. 95.
145 Spoerer, S. 47.
146 Schlag, S. 85 f.
147 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 23.
148 Hentschel/König/Dauer, § 2 StVG, Rn 8.
149 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 94.
150 Kühl zitiert in Landesverkehrswacht Bayern/Landesverkehrswacht Rheinland-Pfalz, 
S. 43.
151 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 22.
152 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 94.
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Die Defizite im auditiven Bereich betrifft bei älteren Menschen überwie-

gend die Hörschwellen von hohen Frequenzen.153 Etwa 30% aller 65-

jährigen haben unbewusst eine Hörbehinderung.154 Zum einen ist mit zu-

nehmendem Alter die Wahrnehmung von leisen Signalen schwieriger und 

zum anderen ist die Leistung beim Richtungshören reduziert, sodass die 

Orte von Tonquellen, wie Einsatzfahrzeugen, schlechter festgestellt wer-

den können.155 Aus der Nr. 2 der Anlage 4 zu §§ 11, 13 und 14 FeV ergibt 

sich, dass Gehörlosigkeit und daher auch Schwerhörigkeit (Hörverlust von 

mehr als 60%) die Eignung nicht grundsätzlich ausschließt, wenn nicht 

gleichzeitig andere schwerwiegende Mängel, wie Sehstörungen oder 

Gleichgewichtsstörungen, vorliegen.156 Die natürliche altersbedingte Ver-

schlechterung der Hörleistung wäre kein ausschlaggebender Grund für die 

Einführung von regelmäßigen ärztlichen Untersuchungen.

Häufige altersbedingte Einbußen im Bereich der Motorik sind z.B. die 

nachlassende Muskelkraft, die Reduzierung der Bewegungsgeschwindig-

keit sowie die Verminderung der Beweglichkeit und Gelenkigkeit. Beim 

Befahren von Verkehrsknoten oder bei Überholvorgängen können Ein-

schränkungen im Bereich der Wirbelsäule, des Halses und den Lenden, 

zusammen mit der Reduzierung des Gesichtsfeldes, eine erhebliche Ge-

fahrenquelle darstellen.157

Zu den häufigen eignungsrelevanten physiologischen Veränderungen und 

Krankheiten im Alter zählen z.B. Demenzerkrankungen, Störungen der 

Hirntätigkeit, Erkrankungen und Schwächungen des Herz-Kreislauf-

Systems und Diabetes.158 Gekennzeichnet ist die Demenz, insbesondere 

auch die Demenz vom Alzheimer-Typ, durch den Verfall der geistigen 

Leistungsfähigkeit. Der langsam voran schreitende Verfall führt vor allem 

153 Wedding/Pientka/Höffken/Strauß, S. 96.
154 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 36.
155 Spoerer, S. 47 f.
156 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 71 und 72; Spoerer, S. 97.
157 Spoerer, S. 48.
158 Ewert, S. 25; Spoerer, S. 48 f.
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zur Abnahme von Gedächtnisleistungen und Denkvermögen.159 Etwa 3% 

der 70-jährigen, 6% der 75-jährigen und bereits 24% der 85- bis 89-

jährigen sind von der altersgebundenen Erkrankung durchschnittlich be-

troffen.160 Betroffene, die unter einer ausgeprägten senilen Demenz oder 

einer schweren altersbedingten Persönlichkeitsveränderung leiden, sind 

nicht in der Lage, ein Kraftfahrzeug sicher zu führen. Situationsverken-

nungen und Fehlreaktionen ergeben sich aus mangelnden sensorischen 

Leistungen und/oder erheblichen Reaktionsleistungsschwächen. Verbin-

den sich mit solchen Schwächen Persönlichkeitsveränderungen, wie er-

heblicher Mangel an Einsicht und Kritik, dann entsteht eine besonders ge-

fährliche Kombination.161 Häufig werden Störungen der Hirntätigkeit durch 

Schlaganfälle hervorgerufen. Bei einer plötzlichen Durchblutungsstörung 

des Gehirns erhalten die Nervenzellen im Gehirn zu wenig Sauerstoff und 

Nährstoffe. Mit zunehmendem Alter steigt das Schlaganfall-Risiko deutlich 

an. Rund 50% aller Schlaganfälle erleiden Menschen der Altersgruppe 

über 75 Jahren.162 Es gibt eine große Anzahl von Herz-Kreislauf-

erkrankungen im Alter, die die Fahrtauglichkeit negativ beeinflussen kön-

nen. Durch die Verhärtung der Gefäße erfolgt eine Erhöhung des Blut-

drucks und durch die Ablagerungen in den Gefäßen werden Durchblu-

tungsstörungen wahrscheinlich.163 Besondere Herz-Kreislauferkrank-

ungen, die zeitweilig zu Bewusstseinsstörungen führen, sind z.B. Herz-

rhythmusstörungen, Herzinsuffizienz, Herzinfarkt oder Herzfehler. Rund 6 

Millionen Menschen in Deutschland leiden an der Stoffwechselerkrankung 

Diabetes. Folgekrankheiten der Zuckererkrankungen können z.B. Gefäß-

verkalkung, Nierenkrankheiten und Augenkrankheiten sein.164

159 Ewert, S. 25 f.
160 Wedding/Pientka/Höffken/Strauß, S. 109.
161 Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, S. 121 f.
162 Ewert, S. 32.
163 Huth zitiert in Landesverkehrswacht Bayern/Landesverkehrswacht Rheinland-Pfalz, 
S. 33.
164 Ewert, S. 34 f.
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Kognitive Leistungseinbußen sind Einschränkungen der geistigen Leis-

tungsfähigkeit und werden auch neuropsychologische Einschränkungen 

genannt. Beeinträchtigungen entstehen durch Gehirnschädigungen, wel-

che z.B. durch einen Schlaganfall entstehen können.165 Kognitive Ein-

schränkungen führen z.B. zu einer Einschränkung der allgemeinen Auf-

merksamkeits- und Konzentrationsfähigkeit. Insgesamt reagieren Ältere 

gegenüber den Jüngeren unflexibler und rigide. Die geistigen Einbußen 

führen zu einer verlangsamten Erfassung und Interpretation von spezifi-

schen Verkehrssituationen. Fahraufgaben können in fremden Situationen 

oft nicht bewältigt werden, da ältere Menschen kaum neuartige angemes-

sene Lösungsstrategien anwenden können.166

Die altersbedingten Veränderungen bei Entscheidungsprozessen und Re-

aktionen führen zu einer Herabsetzung der Geschwindigkeit der Informati-

onsverarbeitung. Ältere brauchen vor allem in komplexen Situationen im 

Vergleich zu den Jüngeren mehr Informationen, bevor sie eine Entschei-

dung treffen können.167 Folge der verlangsamten Handlungsgeschwindig-

keit ist sowohl bei der Entscheidungsfindung als auch bei der Ausführung

der Entscheidung eine verlängerte Reaktionszeit. Die Verlängerung der 

Reaktionszeit wirkt sich bei Senioren besonders dann aus, wenn mehrere 

Leistungen gleichzeitig erbracht werden müssen oder wenn unter mehre-

ren Alternativen gewählt werden muss. Dadurch nehmen ältere Menschen 

den Straßenraum langsamer wahr, reagieren verzögert und bewältigen 

parallele Aufgaben schlechter.168

Es gibt eine Menge von Defiziten, die überwiegend Menschen im fortge-

schrittenen Alter betreffen und die für die selbständige motorisierte Teil-

nahme am Straßenverkehr beeinträchtigend sein können. Ab dem 75. Le-

bensjahr treten entweder altersbedingt oder in Verbindung mit einer 

165 Küst, S. 37.
166 Spoerer, S. 49.
167 Spoerer, S. 49 f.
168 Lerncke, S. 442; Welp, Anlage 15, XXXIX.
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Krankheit vermehrt verkehrsrelevante Leistungseinbußen auf.169 Dass äl-

tere Menschen an einer erhöhten Auftretenswahrscheinlichkeit verschie-

dener fahreignungsrelevanter Krankheiten leiden, bestätigt sich auch bei 

einer Befragung von Autofahrern und Nicht-Autofahrern mit einem Min-

destalter von 60 Jahren. 75,1% der Befragten leiden zumindest an einer 

Krankheit, 46,4% an mehr als einer und immerhin 23% an mehr als zwei.

Ältere Menschen mit mehr als einer Krankheit erleben mehr Stress und 

Anspannung beim Autofahren und haben im Vergleich zu den Gesunden 

ein fast dreifach höheres Unfallrisiko.170

5.3.2 Erhöhter Medikamentenkonsum im Alter

Altersbedingte Leistungseinbußen und Gesundheitsprobleme wirken sich 

nicht immer unmittelbar auf die Verkehrstüchtigkeit aus. Mit der Einnahme 

von Medikamenten wird aber oft versucht, solche körperlichen Beeinträch-

tigungen auszugleichen.171 Durch manche Medikamente wird die Fahr-

tauglichkeit erhalten bzw. wieder hergestellt, wie z.B. bei Diabetikern, 

Bluthochdruckpatienten oder Epileptikern. Andere Arzneimittel, wie z.B. 

Schlaf-, Beruhigungs- und Schmerzmittel können die Fahrtauglichkeit be-

einträchtigen.172 Das Fahrvermögen wird schätzungsweise durch 15 bis 

20% aller in Deutschland gebräuchlicher Medikamente beeinträchtigt. Je-

der vierte Unfall ist direkt oder indirekt auf die Einnahme von Tabletten, 

Tropfen oder Zäpfchen zurückzuführen.173 Einige Medikamente beein-

trächtigen das Reaktionsvermögen und die Wahrnehmung. Sie rufen 

manchmal Verwirrtheit, verzerrtes Sehen, Doppeltwahrnehmung, Sorglo-

sigkeit oder Müdigkeit hervor.174 Die Altersgruppe der über 60-jährigen hat 

im Gegensatz zu den 20- bis 30-jährigen einen zehnmal höheren Arznei-

mittelverbrauch. Obwohl diese älteren Jahrgänge nur 23% der Gesamtbe-

169 Bundesanstalt für Straßenwesen, S. 7.
170 Bundesanstalt für Straßenwesen, S. 33 ff.
171 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 46.
172 Burmann/Gebhardt/Gebhardt, S. 120; Schubert/Schneider/Eisenmenger/Stephan, 
S. 196.
173 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 47.
174 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher, Nr. 2 April/Mai, S. 12.
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völkerung ausmachen, werden 54% aller sog. Fertig-Arzneimittel (vgl. § 4 

AMG) von dieser Altersklasse verbraucht.175 Der zunehmende Arzneimit-

telverbrauch im Alter ist auf die heutzutage gute Behandelbarkeit der typi-

schen altersbedingten und chronischen Erkrankungen zurückzuführen.176

Rund 80% aller Verkehrsteilnehmer, die Medikamente einnehmen, wissen 

über die beeinflussende Wirkung bezüglich der Fahrtüchtigkeit nicht Be-

scheid.177

5.3.3 Unfallbeteiligung älterer Verkehrsteilnehmer

Die Entwicklung des Unfallgeschehens verläuft in Deutschland seit Jahren 

positiv. In den letzten 15 Jahren wurden 15% weniger Unfälle mit Perso-

nenschaden178, 16% weniger Verletzte und 55% weniger Verkehrstote179

verzeichnet.180 Die Altersgruppe der 18- bis 24-jährigen beträgt etwa 9% 

der Gesamtbevölkerung. Dennoch trägt sie mit einer über dreißigprozenti-

ger Unfallbeteiligung ein fast dreifach höheres Unfallrisiko als die Gruppe 

der Älteren.181 Die über 65-jährigen waren im Jahr 2006 nur mit knapp 

10% an Unfällen mit Personenschaden beteiligt, obwohl der Anteil von 

Senioren an der Gesamtbevölkerung bereits bei rund 20% liegt (vgl. 2). Im 

Jahr 2006 verunglückten182 im Straßenverkehr von insgesamt 422.337 

Menschen 42.882 ältere Personen im Alter von 65 oder mehr Jahren (vgl. 

Anlage 20, XLIV). Das waren 2,2% mehr als im Vorjahr, obwohl die Ge-

samtzahl aller Verunglückten um 2,6% gesunken war.183 Bei 63% der Un-

fälle sind Senioren als Pkw-Fahrer beteiligt.184 Wesentlich geringer ist der 

Anteil der jungen Verkehrsteilnehmer, die im Straßenverkehr getötet wur-

den. Rund 26% der ums Leben Gekommenen war unter 25 Jahren. Mit 

175 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 47.
176 Wedding/Pientka/Höffken/Strauß, S. 109.
177 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 47.
178 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 19, XLIII.
179 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 19, XLIII.
180 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 7, XXIX.
181 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 54.
182 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 19, XLIII.
183 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 21, XLV (XLVI); Statistisches Bundes-
amt Deutschland, Anlage 19, XLIII.
184 Statistische Bundesamt Deutschland, Anlage 21, XLV (XLVII).
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23% ist die Zahl der getöteten Senioren über 65 Jahre wesentlich höher 

als die der Verletzten.185 Das bedeutet, dass ältere Menschen zwar in we-

niger Unfälle als andere Altersgruppen verwickelt sind, diese erleiden aber 

häufig schlimmere Unfallfolgen. Tödlich verletzt wurden 2006 insgesamt 

5.091 Menschen. Das waren 5% weniger als im Vorjahr. Davon sind 1.154 

der getöteten 65 Jahre und älter. Zum Vergleich: von den 25- bis 65-

jährigen wurden 2.615 Menschen getötet, von den 18- bis 25-jährigen 

starben 1.011 Personen und von den unter 18-jährigen Jugendlichen ver-

unglückten 309 tödlich.186 Ältere haben im Vergleich zu Jüngeren aus bio-

logischen Gründen generell ein viel höheres Verletzungs- und Tötungsrisi-

ko.187 Aufgrund der zunehmenden Gebrechlichkeit tritt bei älteren Men-

schen der Tod als Unfallfolge zwei- bis dreimal häufiger ein wie beim 

Durchschnitt aller Verkehrsteilnehmer.188 Selbst Kfz-Versicherungen be-

rücksichtigen bei der Einteilung in die Typenklassen insbesondere das 

Nutzeralter als Risikomerkmal.189 Heranwachsende im Alter zwischen 18 

und 23 Jahren leisten als Hauptrisikogruppe bekanntlich einen höheren 

Versicherungsbeitrag. Weniger bekannt ist, dass auch ältere Kfz-Besitzer

wegen der nachlassenden physischen Widerstandskraft ab dem 60. oder 

65. Lebensjahr einen Alterszuschlag zwischen 5 und 15% bezahlen müs-

sen.190

Ab dem 18. bis zum 75. Lebensjahr sinkt das Unfallrisiko kontinuierlich. Ab 

einem Alter von 75 Jahren steigt die Zahl der Verkehrsunfälle erstmalig 

wieder leicht an.191 Würde man die Unfallraten auf der Basis der Einwoh-

ner berechnen, dann würden je 100.000 Einwohner 270 ältere Ver-

kehrsteilnehmer verunglücken. Das Unfallrisiko ist im Vergleich zur durch-

schnittlichen Gesamtbevölkerung mit 518 Verunglückten je 100.000 Ein-

185 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 7, XXIX (XXX).
186 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 22, XLVIII.
187 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 54.
188 Schlanstein, S. 221.
189 Heilbronner Stimme, Anlage 23, XLIX.
190 Schneefeld zitiert in Stiftung Warentest, S. 7.
191 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher, Nr. 2 April/Mai, S. 8 f; Welp, Anlage 15, 
XXXIX.
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wohner halb so hoch.192 Würde man als Bezugsgröße die Fahrleistung 

heranziehen, dann wären Senioren bei gleicher Kilometerleistung bereits 

an mehr Unfällen beteiligt als die Altersgruppe der 25- bis 64-jährigen.193

Ein 70-jähriger hätte das gleiche Unfallrisiko wie die 20- bis 24-jährigen

und ein 80-jähriger wie die 16- bis 19-jährigen.194 Die unterschiedlichen 

Bezugsgrößen geben ein sehr unterschiedliches Bild wieder. Demnach ist 

die unterproportionale Unfallbeteiligung von Älteren auf die deutlich niedri-

gere Fahrleistung pro Pkw und Jahr und die bislang noch erheblich gerin-

gere Pkw-Verfügbarkeit im Alter (vgl. 3.2.2) zurückzuführen.195 Die stetig 

steigende Teilnahme am motorisierten Straßenverkehr könnte zukünftig

die Unfallbeteiligung der älteren Verkehrsteilnehmer erhöhen.196

24,6% aller Unfallursachen von Pkw-Fahrern im Alter von über 65 Jahren 

sind Vorfahrtsdelikte an komplexen Kreuzung und Einmündungen, die ho-

he Anforderungen stellen. 12,3% der Älteren verunglücken bei Wende-

und Abbiegemanövern und 10,8% der Unfälle sind auf einen zu geringen 

Abstand zum vorderen Fahrzeug zurückzuführen. Zudem sind überhöhte 

Geschwindigkeit (8,7%), falsches Verhalten gegenüber Fußgängern an 

Fußüberwegen (6,6%) und Fehler beim Ein-, Aus- und Rückwärtsfahren 

(5,1%) nennenswerte Unfallursachen von älteren Autofahrern.197 Bei jün-

geren Kraftfahrern ist die häufigste Unfallursache überhöhte Geschwindig-

keit, zu geringer Abstand und Alkoholgenuss. Im Verhältnis zu allen Al-

tersklassen spielen solche Verstöße bei Senioren eher eine untergeordne-

te Rolle. Zu den zentralen Unfallursachen von Älteren gehören Vorfahrts-

verletzungen, falsches Verhalten bei Richtungswechseln und Fehlverhal-

ten gegenüber Fußgängern. Die drei Unfallursachen deuten eher auf 

Wahrnehmungsdefizite als auf leichtsinniges Verhalten hin und treten bei 

Senioren durchschnittlich wesentlich häufiger auf als bei den Pkw-Fahrern 

192 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 21, XLV (XLVI).
193 Risser zitiert in Spoerer, S. 57.
194 Biehl zitiert in Spoerer, S. 24.
195 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 21, XLV (XLVI); Schlanstein, S. 220.
196 Welp, Anlage 15, XXXIX.
197 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher, Nr. 1 Februar/März, S. 19.
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aller Altersgruppen.198 Sind ältere Fahrer in einen Unfall verwickelt, dann 

tragen sie häufig die Hauptschuld199 am Zustandekommen des Unfalls 

(66%). Mit 70% haben nur noch die 18- bis 20-jährigen ähnlich hohe Wer-

te. Mit zunehmendem Alter steigt der Hauptverursacheranteil weiter an; 

bei Verwicklung in einen Unfall tragen die über 75-jährigen bereits in drei 

von vier Fällen die Hauptschuld.200

5.4 Zwischenergebnis

Schwerpunkt der Betrachtung war die Erforschung aller Für und Wider im 

Hinblick auf die Einführung von regelmäßigen obligatorischen Untersu-

chungen ab einem bestimmten Alter. Wesentlicher Anstoß für die Unter-

suchung war die demografische Entwicklung zu einer alternden Gesell-

schaft (vgl. 2), die steigende Pkw-Verfügbarkeit (vgl. 3.2.2), das generell 

wachsende Mobilitätsbedürfnis (vgl. 3.2), die lebenslange Lizenz zum 

Fahren (vgl. 5) und die schlechten Früherkennungsmöglichkeiten bezüg-

lich der Fahrtauglichkeit (vgl. 4.2). Für die Einführung von regelmäßigen 

Fahrtauglichkeitsüberprüfungen müsste ein förmliches Gesetz erlassen

werden, um den Grundrechtseingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit 

zu rechtfertigen (vgl. 5.2.1). Was jedoch bleibt, ist vor allem die subjektive 

Bedeutung des Fahrens für ältere Menschen (vgl. 5.2.3). Unbestritten ist, 

dass die uneingeschränkte Teilnahme am motorisierten Straßenverkehr 

ein Stück Lebensqualität liefert. Ziel von ärztlichen Kontrollen soll nicht die 

Einschränkung der Unabhängigkeit von älteren Menschen sein. Vielmehr 

steht die Sicherheit des Straßenverkehrs für alle Verkehrsteilnehmer im 

Vordergrund. Vor allem Senioren sind durch die nachlassende Wider-

standskraft des Körpers gegenüber Einwirkungen von außen einem ge-

steigerten Unfall- und Tötungsrisiko ausgeliefert. Auch die natürlichen 

physischen Veränderungen (vgl. 5.3.1) und der höhere Medikamenten-

konsum von Älteren (vgl. 5.3.2) sprechen für die Einführung von Gesund-

198 Emsbach zitiert in Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Stra-
ßenverkehr, S. 137; Holte zitiert in Spoerer, S. 36.
199 Statistisches Bundesamt Deutschland, Anlage 19, XLIII.
200 Statistische Bundesamt Deutschland, Anlage 21, XLV (XLVII).
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heitstests. Ältere Verkehrsteilnehmer sind eher unterdurchschnittlich an 

Verkehrsunfällen beteiligt und gelten nicht als besondere Problemgruppe. 

Betrachtet man jedoch die Auslöser der Untersuchung und die Unfallsta-

tistiken zusammen, scheint in Zukunft eine Regelung berechtigt. Um un-

begründeten Ängsten unter den älteren Kraftfahrern entgegenzuwirken,

wären Aufklärungsmaßnahmen wichtig. Nicht das biologische Alter würde

über die Fahrtauglichkeit bestimmen, sondern die tatsächlichen Fähigkei-

ten und Kompensationen. Ab dem 75. Lebensjahr steigt das Unfallrisiko 

erstmalig wieder an. Die erste ärztliche Untersuchung sollte nicht erst ab 

dem 75. Lebensjahr vorgeschrieben werden. Je älter der Kraftfahrer, des-

to mehr Verunsicherung und Versagungsangst kommt auf, wenn ohne 

jegliche Vorerfahrung die erste Untersuchung durchgeführt werden muss. 

Regelmäßige Untersuchungen könnten daher bereits ab dem 65. oder 70. 

Lebensjahr begründet sein.

Viele Europäische Mitgliedstaaten (vgl. 5.1) haben einen Führerschein mit 

begrenzter Gültigkeitsdauer und regelmäßigen Untersuchungen. Orientiert 

man sich an der Mehrzahl der anderen Europäischen Mitgliedstaaten,

scheinen verpflichtende Untersuchungen ab dem 70. Lebensjahr sinnvoll.

Da die Richtlinie 91/439/EWG des Rates vom 29. Juli 1991 über den Füh-

rerschein in der Folgezeit keine bestimmten Zeitabstände vorsieht, wäre 

ein Intervall von 2 Jahren denkbar. Um mehr Transparenz innerhalb der 

Europäischen Union zu schaffen, wäre dennoch eine einheitliche europäi-

sche Regelung wünschenswert.

6 Ausblick auf künftige Fahrtauglichkeitsprüfungen

Regelmäßige ärztliche Untersuchungen ab dem 70. Lebensjahr könnten

die ärztlichen bzw. medizinisch-psychologischen Gutachter nicht bewälti-

gen. Zudem wären die Untersuchungskosten für die Betroffenen viel zu 

hoch. Ärztliche Untersuchungen für die Fahrerlaubnisklassen C1E, C, CE, 

D1, D1E, D, DE und FzF können gemäß Anlage 5 Nr. 1 zu §§ 11 Abs. 9, 
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48 Abs. 4 und 5 FeV von jedem Arzt durchgeführt werden.201 Die erste 

Anlaufstelle für Ältere, zur Durchführung der ärztlichen Untersuchung,

könnte auch der jeweilige Hausarzt des Vertrauens sein. Der Hausarzt als 

erste Untersuchungsinstanz würde eine kostengünstige Alternative dar-

stellen.

6.1 Der Hausarzt als erste Anlaufstelle

Der behandelnde Arzt trägt auch heute schon ein Stück Verantwortung für 

die Sicherheit seiner Patienten im Straßenverkehr.202 Grundsätzlich unter-

liegt ein Arzt der ärztlichen Schweigepflicht. Eine Verletzung der Pflicht 

wäre nach § 203 StGB strafbar. Im Unterschied zu einigen anderen euro-

päischen Ländern ist der Arzt in Deutschland nicht verpflichtet, der Fahrer-

laubnisbehörde eine krankheits- oder altersbedingte Fahruntauglichkeit 

seiner Patienten zu melden.203 Nimmt sein Patient mit einem Kraftfahr-

zeug am Straßenverkehr teil, obwohl er krankheits- oder altersbedingt 

nicht mehr in der Lage dazu wäre, darf der Arzt aufgrund des „rechtferti-

genden Notstands“ aus § 34 StGB die Fahrerlaubnisbehörde informieren.

Der behandelnde Arzt sollte vor Meldung an die Fahrerlaubnisbehörde 

seinen Patienten auf seinen Gesundheitszustand, die damit verbundenen 

Gefahren und auf seine Eigenverantwortlichkeit hinweisen.204 Kommt der 

Patient seiner Vorsorgepflicht aus § 2 Abs. 1 FeV nicht nach, entscheidet 

der Arzt nach pflichtgemäßer Abwägung zwischen der Sicherheit des 

Straßenverkehrs einerseits und der Schweigepflicht bzw. dem Vertrau-

ensverhältnis zum Patienten andererseits.205

Bei analoger Anwendung der ärztlichen Untersuchungen aus der Anlage 5 

Nr. 1 FeV müsste der Hausarzt bei seinem älteren Patient lediglich prüfen, 

ob eine Erkrankung vorliegt, die die Eignung oder die bedingte Eignung 

ausschließt. Ein Nachweis über die geistigen Anforderungen wäre nach 

201 Schurig/Glowalla/Brauckmann, S. 158, 162.
202 Küst, S. 17.
203 Peitz/Hoffmann-Born, S. 13.
204 Burmann/Gebhardt/Gebhardt, S. 14 f.
205 Schmidt/Alheit/Wächter, S. 31 f.
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der Anlage 5 Nr. 1 FeV nicht erforderlich. Gemäß der Anlage bräuchte der 

Hausarzt für die Durchführung von ärztlichen Untersuchungen Älterer kei-

ne verkehrsmedizinische Qualifikation aus § 65 FeV.206 Vor Übertragung 

der ärztlichen Gesundheitsprüfungen an die Hausärzte wären dennoch 

verbesserte verkehrsmedizinische Kenntnisse wünschenswert.207 Eine 

ärztliche Untersuchung im Sinne der Anlage 5 Nr. 1 FeV würde keine ein-

gehende und diagnostisch aufwendige Begutachtung des Gesundheitszu-

standes vorsehen. Es würde lediglich eine einfache Untersuchung der 

wichtigsten Körperfunktionen genügen. In Form eines „Screenings“ würde 

überprüft, ob eine Erkrankung vorliegt, die die Eignung zum Führen eines 

Kraftfahrzeuges ausschließt.208 Trotz einfacher und unkomplizierter Be-

gutachtung könnten die älteren Kraftfahrer herausgefiltert werden, die 

deutliche Fahrtauglichkeitsmängel aufzeigen, ohne dabei die „junggeblie-

benen“ 70-jährigen wesentlich zu beeinträchtigen. Vor Übertragung der 

ärztlichen Pflichten müssten für die Hausärzte medizinische Indikatoren 

bestimmt werden, die auf eine positive bzw. negative hausärztliche Be-

scheinigung deuten. Um einen Verstoß gegen die ärztliche Schweige-

pflicht aus § 203 StGB zu verhindern, dürfte die hausärztliche Bescheini-

gung nur mit Zustimmung des Patienten direkt an die Fahrerlaubnisbehör-

de übergeben werden. Würde die (negative) Bescheinigung nicht vorge-

legt werden, könnte die Behörde negative Schlüsse ziehen und die Ver-

längerung der Fahrerlaubnis verweigern (vgl. 4.4).

Falls sich aus der ärztlichen Untersuchung Anhaltspunkte für die fehlende 

Eignung ergeben würden, entscheidet die Verwaltungsbehörde anhand 

der hausärztlichen Bescheinigung (vgl. Anlage 24, L), ob zur Klärung der 

Eignungszweifel die Beibringung eines amts- oder fachärztlichen Zeugnis-

ses oder ein Gutachten einer amtlich anerkannten medizinisch-

psychologischen Untersuchungsstelle erforderlich wäre.209 Eine wertvolle 

206 Schurig/Glowalla/Brauckmann, S. 65, 165.
207 Peitz/Hoffmann-Born, S. 13.
208 Schurig/Glowalla/Brauckmann, S. 161 f.
209 Burmann/Gebhardt/Gebhardt, S. 87.
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Zusatzabklärung könnte auch eine begleitete Kontrollfahrt darstellen. Die 

Fahrprobe würde ein aussagekräftiges und praxisnahes Untersuchungsin-

strument darstellen und würde die vorhandenen individuellen Ressourcen 

und Fahrbedürfnisse des Betroffenen berücksichtigen.210 Die hausärztli-

che Bescheinigung allein sollte wegen unzureichendem Fachwissen nicht 

als Entscheidungshilfe für die Behörden dienen. Die ärztliche Untersu-

chung durch den Hausarzt würde lediglich die Kenntniserlangung über die 

mangelnde Eignung darstellen. Zur vollständigen Klärung der Eignungs-

zweifel und Vorbereitung ihrer Entscheidung müsste auch hier die Fahrer-

laubnisbehörde die Beibringung eines ärztlichen bzw. medizinisch-

psychologischen Gutachtens verlangen (vgl. 4.4).

6.2 Handhabung bei negativer Fahrtauglichkeitsprüfung

Nachdem die Fahrerlaubnisbehörde durch die hausärztliche Bescheini-

gung Kenntnis über die mangelnde Fahrtauglichkeit des Betroffenen er-

langt hat, müsste sie zur Klärung der Eignungszweifel von dem 70-

jährigen Kraftfahrer die Beibringung eines ärztlichen bzw. medizinisch-

psychologischen Gutachtens verlangen. Würde die Fahrerlaubnisbehörde 

mit Hilfe des geforderten Gutachtens gemäß § 3 StVG i.V.m § 46 FeV die 

Ungeeignetheit des 70-jährigen feststellen, müsste ihm die Fahrerlaubnis 

zwingend entzogen werden (vgl. 4.1). Wie beim derzeitigen Entziehungs-

verfahren, müsste die Fahrerlaubnisbehörde bei Eignungszweifeln beson-

ders sorgfältig prüfen, ob die älteren Kraftfahrer aufgrund körperlicher und 

geistiger Mängel zumindest eingeschränkt geeignet sind. Die Fahrerlaub-

nis könnte ihnen wenigstens unter Auflagen oder Beschränkungen erhal-

ten bleiben (vgl. 4.3).211 Abgesehen von Auflagen bei Beeinträchtigung der 

Sehleistung wird gegenwärtig von den Fahrerlaubnisbehörden der mögli-

che Rechtsrahmen nur in den seltensten Fällen ausgeschöpft.212 Obwohl 

gerade ältere Menschen durch personenbezogene Auflagen oder fahr-

210 VGH Baden-Württemberg, NJW 1991, S. 315; Seeger, S. 20 f; Welp, Anlage 15, 
XXXIX.
211 Hentschel/König/Dauer, § 2 StVG, Rn 18.
212 Schlanstein, S. 224.
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zeugbezogenen Beschränkungen mit Hilfe von individuellen Kompensati-

onsmöglichkeiten (vgl. 5.2.2) bestehende Eignungsmängel (vgl. 5.3.1)

ausgleichen könnten. Die Feststellung der bedingten Eignung würde viele 

Möglichkeiten bieten, die Fahrerlaubnis zu beschränken bzw. mit Auflagen 

zu belassen.

Gemäß der Anlage 4 Nr. 3 zu §§ 11, 13 und 14 FeV kann die Fahrerlaub-

nis z.B. bei Bewegungsbehinderungen eingeschränkt werden. Hat ein 

Kraftfahrzeugführer z.B. Arme oder Beine verloren, kann die Fahrerlaubnis 

auf ein bestimmtes Fahrzeug mit entsprechenden Sondereinrichtungen 

beschränkt werden (vgl. § 23 Abs. 2 FeV).213 Damit Senioren komplexe 

Situationen leichter bewältigen können, wäre eine beschränkte Fahrer-

laubnis auf Fahrzeuge mit Automatikgetriebe, Handgas, Hilfsbremsanlage 

oder Lenkhilfe denkbar.214 Um leichte körperliche Beeinträchtigungen aus-

zugleichen, werden im Führerschein Auflagen eingetragen. Auflagen sind 

persönliche Verpflichtungen des Fahrerlaubnisinhabers.215 Auflagen i.S.d. 

§§ 11 Abs. 2 Satz 1, 13, 14 und 23 FeV sind z.B. die Verpflichtung zum 

Tragen geeigneter Augengläser, das Benutzen eines Hörgerätes, das An-

bringen eines zusätzlichen Außenspiegels, Nachtfahrtverbote bzw. nur bei 

Tageslicht, Fahren nur mit einer maximalen Höchstgeschwindigkeit, nur 

innerorts oder nur auf bestimmten Straßenabschnitten.216 Der Anlage 4 

zur FeV sind Auflagen, wie z.B. regelmäßige Kontrollen oder Nachunter-

suchungen, zu den dort aufgeführten Erkrankungen oder Mängel zu ent-

nehmen (vgl. 4.3.1).

6.3 Seniorenorientierte Verkehrssicherheitsarbeit

Um die Mobilität der Älteren solange wie möglich zu erhalten, die Sicher-

heit des Straßenverkehrs zu gewährleisten und das Bestehen der ärztli-

chen Untersuchungen zu fördern, müsste die Verkehrspolitik mehr senio-

213 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 940, 941.
214 Schurig/Glowalla/Brauckmann, S.182.
215 Schurig/Glowalla/Brauckmann, S.182.
216 Himmelreich/Janker/Karbach, Rn 932; Schurig/Glowalla/Brauckmann, S.182.
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renorientierte Verkehrssicherheitsarbeit leisten. Die DVW sollte z.B. mit 

ihren Landes- und örtlichen Verkehrswachten mit finanzieller Unterstüt-

zung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 

mehr Verkehrssicherheitstage für Senioren anbieten.217 Senioren hätten 

die Möglichkeit, Fragen zum Führerschein und Verkehrsrecht, zur Ge-

sundheit und dem neusten Stand der Auto- und Sanitätstechnik zu stellen. 

Am Fahrsimulator, an Seh- und Reaktionsgeräten sowie in Diskussions-

runden über Selbstreflexion könnten ältere Verkehrsteilnehmer ihren per-

sönlichen Mobilitätsstatus erfahren, um gegebenenfalls daraus erforderli-

che Schlüsse ziehen zu können.218 Die Medizin (z.B. Gesundheitsämter, 

Hausärzte, Apotheken usw.) könnte, durch Aufklärungsarbeit über die 

Auswirkungen von Medikamenten auf die Verkehrstauglichkeit, einen 

wichtigen Beitrag zur Unfallprävention leisten.219

Ältere Verkehrsteilnehmer, die aufs Autofahren nicht verzichten wollen, 

sollten Auffrischungskurse in Sachen Verkehrsregeln besuchen.220 Um die 

Verkehrssicherheit zu erhöhen, den Verkehr flüssig zu halten und die 

Umwelt zu schonen, gibt es immer wieder neue Verkehrsregeln bzw. Vor-

schriften, die gelernt und verinnerlicht werden müssen. Das Grünpfeil-

schild aus § 37 Abs. 2 StVO gibt es in der Bundesrepublik z.B. erst seit 

1990. Nicht jeder hat dieses Schild in der Praxis schon erlebt bzw. wahr-

genommen. Seit 1988 gilt wie bei Grundstücksausfahrten gemäß § 10 

StVO bei der Ausfahrt aus einem verkehrsberuhigten Bereich (§ 42 Abs. 

4a Zeichen 325 und 326 StVO) die Vorfahrtsregel aus § 8 StVO nicht.

Gemäß 9a Abs. 1 StVO ist seit 2001 die Benutzung des Fahrtrichtungsan-

zeiger bei der Einfahrt in einen Kreisverkehr (§ 41 Abs. 2 Zeichen 215

StVO) unzulässig. Zum Verlassen des Kreisverkehrs muss möglichst früh 

und verwechslungsfrei geblinkt werden. Zum Schutz von Omnibusfahrgäs-

ten wurden 1995 die Bestimmungen des § 20 StVO verschärft und die 

217 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher, Nr. 2 April/Mai, S. 14.
218 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher, Nr. 5 Oktober/November, S. 22.
219 Limbourg zitiert in Spoerer, S. 76.
220 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher, Nr. 2 April/Mai, S. 10.
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Dauerlichtzeichen aus § 37 Abs. 3 StVO sind letztmals 2001 geändert

worden.221 Die Fülle von Verkehrsneuerungen sind ein großes Problem für 

Senioren am Steuer. Der Fahrerlehrerverband Baden-Württemberg hat ein 

spezielles Schulungsprogramm für Senioren entwickelt, das von fast allen 

Fahrschulen angeboten wird und auch individuell ausgestaltet werden 

kann. Viele ältere Fahrzeuglenker haben Hemmungen, Auffrischungskur-

se in einer Fahrschule zu besuchen.222 Um Ängsten und Unsicherheiten

entgegenzuwirken, sollten Fahrerlaubnisbehörden mehr Aufklärungsarbeit 

leisten und ältere Autofahrer zur Teilnahme an Auffrischungskursen ermu-

tigen.

Neben den fahrerlaubniserhaltenden Maßnahmen sollten Senioren, die 

nicht mehr zum Führen eines Kraftfahrzeuges geeignet sind, Anreize und 

Alternativen zur Aufrechterhaltung ihrer Mobilität aufgezeigt werden.

Scheint einem älteren Verkehrsteilnehmer durch eine kritische Selbstein-

schätzung die Erreichung einer positiven Fahrtauglichkeitsprüfung nicht 

mehr möglich, könnten ihm Fahrerlaubnisbehörden, als Anreiz zum freiwil-

ligen Verzicht auf die Fahrerlaubnis, z.B. ein drei monatiges kostenloses 

Seniorenticket für den öffentlichen Personennahverkehr anbieten. Die öf-

fentlichen Verkehrsmittel (Bus und Bahn) sind die sichersten Mobilitäts-

formen. Das Todesrisiko ist beim Pkw zehn- bis zwanzigmal höher als in 

Bussen und Bahnen. Viele ältere Menschen halten allerdings das eigene 

Auto für sicherer. Senioren haben die Befürchtungen, dass sie keinen 

Sitzplatz bekommen und dadurch bei der Fahrt aus dem Gleichgewicht 

gelangen könnten, dass sie Probleme beim Fahrplanlesen, am Fahrkar-

tenautomat und mit dem Tarifsystem haben könnten oder dass sie an Hal-

testellen die Bahn nicht schnell genug verlassen können, ohne in die Tür 

eingeklemmt zu werden. Besonders ältere Frauen haben Ängste vor Kri-

minalität, Eigentumsdelikten, persönlichen Angriffen, Beleidigungen und 

Belästigungen. Ältere Menschen verzichten häufig auf die Nutzung von 

221 Werner zitiert in Landesverkehrswacht Bayern/Landesverkehrswacht Rheinland-Pfalz, 
S. 9 ff.
222 Heilbronner Stimme, Anlage 25, LIV.
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öffentlichen Verkehrsmitteln aufgrund solcher Befürchtungen.223 Um sol-

che Unsicherheiten zu überwinden, wäre ein Angebot zum Bus- und 

Bahntraining für ältere Menschen denkbar.224 Damit ältere Menschen oh-

ne Fahrerlaubnis nicht auf die aktive Teilnahme am gesellschaftlichen Le-

ben verzichten müssen, sollten mehr kreative Konzepte entwickelt wer-

den, um älteren Verkehrsteilnehmern andere Mobilitätsmöglichkeiten zu 

eröffnen. Damit z.B. die Erreichbarkeit von Einzelhändlern auch ohne Pkw

gewährleistet ist, sollten Gemeinden mit schlechter Lebensmittelversor-

gung wöchentliche Einkaufsfahrten für Senioren anbieten. Dabei hätten 

sie auch die Möglichkeit, soziale Kontakte aufrecht zu erhalten oder neue 

zu knüpfen.225

7 Schlussfolgerung mit denkbarer Gesetzesänderung

Die aktiven Fahrzeuglenker haben wegen ihrer starken Bindung zum Auto 

nur wenig Bereitschaft, gesetzliche Einschränkungen des Autofahrens zu 

akzeptieren. Forderungen nach Regelungen, die das Unfallrisiko der 

älteren Autofahrer in Zukunft verringern sollen, stoßen bei den Älteren auf 

entsprechend geringe Toleranz (vgl. Anlage 15, XXXIX). Dennoch verliert 

die Pflicht aus § 2 Abs. 1 FeV zur Selbsteinschätzung der altersbedingten 

verkehrsrelevanten Leistungseinbußen durch die Erwägung aus 5.4 an 

Bedeutung.

Die Einführung von verpflichtenden Untersuchungen ab dem 70. Lebens-

jahr soll nicht diskriminierend wirken. Vielmehr soll die Maßnahme die 

Sicherheit des Straßenverkehrs gewährleisten und dem Schutz der Senio-

ren dienen. Zum einen ist im Vergleich zu den Jüngeren der alternde 

Organismus verletzlicher und die Rehabilitationschancen deutlich gerin-

ger. Zum anderen müssen sich ältere Menschen genauso am Maß des 

223 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher – Fit bleiben im Straßenverkehr, S. 90.
224 Deutsche Verkehrswacht: Mobil und Sicher, Nr. 2 April/Mai, S. 16.
225 Heilbronner Stimme, Anlage 26, LV.



49

Durchschnittskraftfahrers messen lassen, wenn es um die Frage geht, ob 

sie einen Unfall verschuldet bzw. mitverschuldet haben. Bei verschuldeten 

Unfällen können sich ältere Kraftfahrer nicht zur Entlastung auf altersbe-

dingte Defizite berufen, ebenso wenig wie sich Führerscheinneulinge auf 

mangelnde Verkehrserfahrung berufen können. Zweckmäßigerweise sollte

die Erstuntersuchung vom Hausarzt durchgeführt werden und nur bei ent-

sprechenden Verdachtsmomenten würde die zuständige Behörde über die 

Notwendigkeit von weiteren ärztlichen Untersuchungen, durch ärztliche

bzw. medizinisch-psychologische Gutachter, entscheiden. Die Aufklä-

rungsmaßnahme durch den Hausarzt würde ein relativ kostengünstiges 

und einfaches Untersuchungsmodell darstellen, das geeignet wäre, poten-

tiell gefährliche ältere Fahrzeuglenker herauszufiltern. Um fehlerhafte Ent-

ziehungen der Fahrerlaubnis zu vermeiden, wäre vor endgültiger Entzie-

hung der Fahrerlaubnis ein klarer Nachweis über die Zusammenhänge 

zwischen den vorhanden Leistungseinbußen und der Sicherheit des moto-

risierten Straßenverkehrs erforderlich. Bei der regelmäßigen Überprüfung 

der Fahrtauglichkeit müsste besonders auf das Vorliegen der bedingten 

Eignung geachtet werden. Eine Fahrerlaubnis mit Auflagen bzw. Be-

schränkungen könnte den älteren Fahrzeuglenkern helfen, ihre altersbe-

dingten Leistungseinbußen selbst zu erkennen und auch zu akzeptieren,

bevor ein endgültiger Entzug der Fahrerlaubnis wegen fortschreitender 

Leistungsmängel unumgänglich wird.

Die Erhaltung der Mobilität durch das eigene Auto stellt ein zentrales Ele-

ment der gesellschaftlichen Integration dar und sollte trotz Einführung von 

ärztlichen Untersuchungen solange wie möglich bewahrt werden. Ein ge-

nereller Entzug der Fahrerlaubnis aufgrund der Erreichung einer bestimm-

ten Altersgrenze soll nicht Sinn und Zweck der ärztlichen Untersuchungen

ab dem 70. Lebensjahr sein. Reichen die individuellen Leistungsressour-

cen für die sichere Bewältigung der Fahraufgabe aus, soll einer lebens-

langen motorisierten Verkehrsteilnahme von älteren Fahrzeuglenkern 

nichts im Wege stehen.
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§ 23 FeV

Geltungsdauer der Fahrerlaubnis, Beschränkungen und Auflagen

(1) Die Fahrerlaubnis der nachstehenden Klassen wird längstens für 

folgende Zeiträume erteilt:

1. Klassen A, A1, B, BE, M, S, L und T: bis zur Vollendung des 70. 

Lebensjahres, nach Vollendung des 70. Lebensjahres des Bewer-

bers für zwei Jahre,

2. Klassen C1, C1E: bis zur Vollendung des 50. Lebensjahres, nach 

Vollendung des 45. Lebensjahres des Bewerbers für fünf Jahre,

3. Klassen C, CE: für fünf Jahre,

4. Klassen D, D1, DE und D1E: für fünf Jahre.

Grundlage für die Bemessung der Geltungsdauer ist das Datum des Ta-

ges, an dem die Fahrerlaubnisbehörde den Antrag zur Herstellung des 

Führerscheins erteilt.

    (2)    (…)

§ 24 FeV

Verlängerungen von Fahrerlaubnissen

    (1) Die Geltungsdauer der Fahrerlaubnis der Klassen A, A1, B, BE, M, 

S, L, T, C, C1, CE, C1E, D, D1, DE und D1E wird auf Antrag des Inhabers 

jeweils um die in § 23 Abs. 1 angegebenen Zeiträumen verlängert, wenn

1. der Inhaber seine Eignung nach Maßgabe der Anlage 5 und die 

Erfüllung der Anforderungen an das Sehvermögen nach Anlage 6 

nachweist und

2. keine Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass 

eine der sonstigen aus den §§ 7 bis 19 ersichtlichen Voraussetzun-

gen für die Erteilung der Fahrerlaubnis fehlt.

Die Verlängerung der Klassen D, D1, DE und D1E kann nur dann über die 

Vollendung des 50. Lebensjahres hinaus erfolgen, wenn der Antragsteller 

zusätzlich seine Eignung nach Maßgabe der Anlage 5 Nr. 2 nachweist.

    (2)    (…)

    (3)    (…)
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Anlage 23 XLIX

Heilbronner Stimme, S. 11

27. August 2007

Heilbronner Stimme: Neue Tarife für Autofahrer



Anlage 24 L

http://www.berlin.de/labo/fuehrerschein/dienstleistungen/fuehrerscheinbes
charzt.html

14. Januar 2008

Landesamt für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten Berlin: Be-

scheinigung über die ärztliche Untersuchung (Muster)

http://www.berlin.de/labo/fuehrerschein/dienstleistungen/fuehrerscheinbes


Anlage 24 LI

http://www.berlin.de/labo/fuehrerschein/dienstleistungen/fuehrerscheinbes
charzt.html

14. Januar 2008

http://www.berlin.de/labo/fuehrerschein/dienstleistungen/fuehrerscheinbes


Anlage 24 LII

http://www.berlin.de/labo/fuehrerschein/dienstleistungen/fuehrerscheinbes
charzt.html

14. Januar 2008

http://www.berlin.de/labo/fuehrerschein/dienstleistungen/fuehrerscheinbes


Anlage 24 LIII

http://www.berlin.de/labo/fuehrerschein/dienstleistungen/fuehrerscheinbes
charzt.html

14. Januar 2008

http://www.berlin.de/labo/fuehrerschein/dienstleistungen/fuehrerscheinbes


Anlage 25 LIV

Heilbronner Stimme, S. 22

16. Juli 2007

Heilbronner Stimme: Auffrischung in Sachen Verkehrsregeln



Anlage 26 LV

Heilbronner Stimme, S. 27

08. Februar 2008

Heilbronner Stimme: Mit dem Citybus auf Tour



LVI

Erklärung nach § 36 Abs. 3 APrOVw gD

„Ich versichere, dass ich diese Diplomarbeit selbständig und nur unter 

Verwendung der angegebenen Quellen und Hilfsmittel angefertigt habe.“

___________________________ ___________________________

Ort, Datum Melanie Friedle


